
Vom Sturmgrenadier
zum KPD-Landesvor-
sitzenden
Eine autobiographische
Skizze(1946/50)

Klaus WeigleAm 19.August 1946 betrat in Lübeck ein junger Mann das
Stadtteilbüro der KPD in der Fackenburger Allee und füllte
einen Aufnahmeantrag aus. Wenig später erhielt der Genosse
K. W., geboren 1926 in Danzig-Langfuhr, sein Parteibuch. Er
war vor kurzem aus französischerKriegsgefangenschaft geflo-
hen und hatte am 15.Juni das erste Mal die Hansestadt be-
sucht. Seine Mutter war dort mit seinen beiden Geschwistern
nach zielloser Flucht vor der Roten Armee zufällig hängenge-
blieben. Die Behörden hatten den drei Flüchtlingen ein Zim-
mer inder Sadowastraße zugeteilt — nahe deserwähntenStadt-
teilbüros. Das erklärt, warum er den im Stadtteil VII seiner
Grundorganisation organisiertenGenossen völligunbekannt war.

Umgekehrt hatte ich meinerseits keine Erfahrungen mit Kom-
munisten. Meinen Vater hatte ich einmal davon sprechen hö-
ren, daß man nicht umhin käme, mit „PlenisLeuten" zusam-
menzuarbeiten, sie hätten im Hafen wichtige Stellungen. Mei-
ne Eltern beherbergten gelegentlich heimlich Juden, die ohne
die erforderlichen Papiere über den Freihafen ins Aus-

Klaus Weigle, der neue Vorsitzende
der nach eigenen Angaben mehr als
10 000 Mitglieder zählenden Land-
esorganisation Schleswig-Holstein der
KPD
(HN-Pressefoto vom15.05.1950)
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Land zufliehen versuchten. Ich wollte wissen, was das für Leu-
te seien, mit denen man sich nur notgedrungen einließ; mein
Vaterklärte mich auf: DanzigerKommunisten, deren bekannte-
sterFührer AntonPlenikowski hieß.

Dreieinhalb Jahre später wählten die Delegierten einer außer-
ordentlichen Konferenz der KPD-Landesorganisation Schles-
wig-Holstein denUnbekannteneinstimmig zu ihrem Vorsitzen-
den.

Was bewog den Heimkehrer, der kommunistischen Partei
beizutreten? Die lokale Politik der KPD konnte es nicht gewe-
sen sein. Die zehn Wochen, die zwischen seiner Ankunft in der
britischen Besatzungszoneund seinemParteieintritt lagen,hat-
te er sich fast ausschließlich in Salzgitter-Lebenstedt aufgehal-
ten, wo ihm sein Fluchtkamerad —

trotz fehlenden Entlas-
sungsscheins — eine amtliche Registrierung (polizeiliche An-
meldung), eineUnterkunft und einen Arbeitsplatz verschaffte.
Da es nichts zu bauen gab, half er, Hallen der ehemaligen
„Reichswerke Hermann Göring" für die britische Besatzungs-
macht zu demontieren. SeinLagerkamerad Heinrich Ihsen, lei-
tender Mitarbeiter der Mehmel AG Hannover, wollte ihm aus
Dankbarkeit ein Ingenieurstudium finanzieren. Das vertrug
sich nicht mit der kommunistischen Agitation, die der junge
Mann in der Demontagekolonne betrieb, deren Leitung ihm
Heinrich Ihsen übertragen hatte. Die im Lager entstandene
Kameradschaft zerbrach im zivilen Alltag. Im November 1946
zog er auf das Plöner Schloß, um an einem Lehrgang teilzu-
nehmen, indem diekurz vor dem regulären Abitur eingezoge-
nen Kriegsteilnehmer die Hochschulreife erlangen konnten.
Die vonden Absolventen inForm einesTheaterprogramms ver-
faßte Abschlußzeitung wies den jungen Mann in der Rolle ei-
nes „Sozialisten" aus, einer Rolle, die er bisher so ausgefüllt
hatte, wie er sie nach der Lektüre verschiedener Schriften von
Marx,Engels, Lenin und auch Stalins „Dialektischemund hi-
storischem Materialismus" verstand. An der praktischen Ar-
beit der KPD beganner erst nach der Rückkehr zuseiner Mut-
ter, Anfang 1947, teilzunehmen.

Daß sich der jungeMann,kaum inFreiheit,imGegensatz zu
der großen Mehrheit seiner Altersgruppepolitisch organisierte,
hing mit seiner Herkunft zusammen und war insofern folge-
richtig. Sein Vater, ein durch die freigeistige Wickersdorfer
Schulgemeinde und die Studienjahre in den USA geprägter
bürgerlich-liberaler Mann, hatte ihn antifaschistisch erzogen.
Der Sohn hattedie Verfolgungenmiterlebt,denen der Vater als
Nazigegner ausgesetzt war. Für ihn stand darum bereits im
Depot 211, wo er als „prisonnier de guerre" Nr.59997887 von
der Kapitulation des 111. Reiches erfuhr, fest, sich künftig da-
für einzusetzen, daß Faschismus undKriegsich nicht wiederho-
len. Er hielt dieses Versprechen am 8. Mai 1945 auf einem
Stück Karton fest.

Daß er sich bei der Verwirklichung seines Vorsatzes den
Kommunisten anschloß, hat etwas Zufälliges. In dem auf einer
Moselinsel gelegenenDepot 211 gab es vonseiten der Lagerlei-
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tung keinerlei „Umerziehungsversuche", wie sie aus Lagern der
anderen Siegermächte bekannt sind, auch unter den in großen
Silos gehaltenen Gefangenen gab es niemanden, der die Initia-
tive zur Aufarbeitung der jüngsten Vergangenheit ergriff. Für
die ständig hungrigen, ums nackte Überleben bemühten
Wehrmachtssoldaten war das kein Thema.Bücher oder sonsti-
gen Lesestoff, der einen dazu hätte anregen können,gab es
nicht. Für den jungenMann änderte sich das, als ihm ein Be-
wacher auf seinem späteren „Kommando" — einer Außenstelle
des Ministcrc de la Reconstruction et de V Urbanisme inMetz— eines Tages einige Schriften der Kommunistischen Interna-
tionale brachte, darunter Exemplare der Inprekoraus den 20er
Jahren. Der des Deutschennicht mächtige Franzose hattedem
Gefangenen mit den wer weiß wo aufgetriebenen deutschspra-
chigen Broschüren wohl eine kleineFreude machen wollen. Er
ahntenicht,daß er Weichen stellte.

Auf der Suche nach Antworten auf Fragen, die NS-Reich
und Kriegserlebnis für ihn aufgeworfen hatten, sog der junge
Mann auf, was die Schriften ihm boten. Im Gedächtnis sind
ihm vor allem Aufsätze Anatoli Lunatscharskis, des sowje-
tischen Volkskommissars für Bildungswesen, geblieben. Vom
Imperialismus war die Rede, der Ursache schon des Ersten
Weltkriegs, von der Macht des Kapitals, das immer wieder auf
eine Neuaufteilung der Welt drängen würde, vonder russischen
Oktoberrevolution und dem Aufbruch in eine neue Zeit; die
junge Sowjetmacht,erfuhr er, seiauf dem Wege zu einer neuen
Ordnung,inder der Mensch nicht mehr des anderenWolf sein,
in der es sozial gerecht zugehen werde, in der niemand an Rü-
stung verdienen könneund darum jeder am Frieden interes-
siert sei. Die Geschichte sei kein ewiger Kampf, in dem das
Recht auf Seiten der Stärkeren, der rassisch Überlegenen, ist,
wieman es seiner Generation gelehrt hatte. Vielmehr waren es
Klassenkämpfe — Sklavenaufstände, Bauernkriege, die große
FranzösischeRevolutionund schließlich der Rote Oktober 1917— , in denen sich der Fortschritt gesetzmäßig Bahn brach in
Richtung auf eine Welt der Brüderlichkeit und des Friedens.
Die Deckel der Inprekor zeigten anschaulich,wer allein das zu-
standebringen würde: Ein kräftiger Arbeiter zerschlugeine um
denErdballgeschlungeneKette.

Diese Aussicht auf eine bessere Welt wollte er nicht für sich
behalten! Nach seiner Flucht brannte der jungeManndarauf,
die gewonnenenAnschauungen seinen Jugendfreunden weiter-
zugeben. Der erhaltene rege Briefwechsel dokumentiert die
Überzeugungsversuche, die Einwände seiner Freunde und das
Ergebnis seiner Aufklärung. Auffallend sein zunehmender
„Kampfgeist": Du weißt, wie Stahl gehärtet wurde, und wir
werden es auch. Pioniere für eine neue Welt sind wir und ha-
ben es schwer. ... Wir sehen die Welt, wiesie ist, undkämpfen
für eine bessere mit der Gewißheit im Herzen, daß unser
Kampf nicht vergebens geführt wird und daß am Ende dieses
Kampfes der Sieg steht.

'Einige seiner vertrauten Jugendfreun-
demachtensichüber denPionier Sorge: „...Deine letzten Zeilen
DeinesBriefes klangenso schrecklich fanatisch. ... ich bitt'Dich, 1 BriefanHerta Möbius,27.05.1948.
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denk daran, der gute Genosse erhält sich seiner Partei — der
FreundseinemFreunde".2 Immer wieder nimmt der jungeGen.
K.W. auf Wolfgang Borchert und sein „Draußen vor der Tür"
Bezug. Des Heimkehrer Beckmanns Fragen, das waren auch
seine; er teilte den Zorn auf die Selbstgefälligkeit und
Gewissenlosigkeit des Anderen — von denenes so viele um ihn
herum gab, angefangen von Hein Ihsen, dem Fluchtkamera-
den -, und er war sicher, Beckmann die Antworten voraus zu
haben, die dieser vergeblich suchte. Durch nichts Privates will
sich der Neue-Welt-Pionier von seiner Mission abhalten lassen.
Das vergißt er auch bei der Wahl seiner Lebensgefährtin nicht;
einem bereits für seine Partei gewonnenenJugendfreund stellt
er sie mit den Worten vor: „Sie ist jung, hübsch und gesund.
Eine gute Genossin, erprobt in der Kleinarbeit, erfolgreich in
vielenAktionenundein wirklicherKamerad."*

Für junge, dem „Neuanfang" gegenüber aufgeschlossene
Menschen war der Eintritt in die kommunistische Partei 1946
aus mindestens vier Gründen leichter als in späteren Jahren.
Die Sowjetunion stand weltweit in hohem Ansehen. Niemand
bestritt, daß sie die Hauptlast des Kampfes gegen den deut-
schenImperator getragen, diemeisten Opfer gebracht, denent-
scheidenden Anteil ander Zerschlagung des NS-Reiches gelei-
stet hatte.Den nach politischer Orientierung Suchenden traten
als Repräsentanten der KPDFrauen undMänner entgegen,die
Hitler mutigund standhaft getrotzt,Drangsal, Folter und Haft
auf sich genommen hatten. Sie sahen Kommunisten als Mini-
ster, Senatoren und Bürgermeister wirken. 4 Erklärtes Ziel der
KPD war eine von einem Bündnis aller Antifaschisten und
Demokratengetragene Ordnung, diediebürgerlich-demokrati-
sche Revolution von 1848 vollenden sollte. Was den Sozialis-
mus betraf, war ein besonderer deutscher Weg, ein friedlicher
vorgesehen, falsch sei es, „Deutschlanddas Sowjetsystem auf-
zuzwingen".5 Und schließlich war auch nicht abzusehen, wel-
che Belastungen und Nachteile eine Mitgliedschaft in der
Kommunistischen Partei in Zukunft wieder mit sich bringen
würde.

Durch schwere alliierteBombenangriffe zerstört,vonFlücht-
lingen aus dem Osten überschwemmt, herrschte in der Hanse-
stadt die gleiche Nachkriegsnot wie in allen Großstädten des
ehemaligen Reiches. Es fehlte an Wohnungen, an Arbeitsplät-
zen. Satt zu werden, stand für diemeisten Menschen an erster
Stelle ihrer täglichen Anstrengungen. Arbeiter und Angestellte
streikten und demonstrierten gegen den Hunger:„Wir wollen
keineKalorien, sondern was zuessen!" und die„Todestrafe für
Schwarzhändler!"6 Dem „Normalverbraucher" wurden damals
täglichnur wenigmehr als tausendKalorienzugeteilt. DieMut-
ter des jungen Mannes gehörtezu den vielen Kriegerwitwen,
die es in jenen Zeiten besonders schwer hatten und auf die
„AmtlicheFürsorgestelle für KriegsbeschädigteundKriegshin-
terbliebene" angewiesen waren. Die niedrige Unterstützung
reichte kaum zum Überleben. Ihr Mann war 1945 in sowjeti-
sche Gefangenschaft geratenundblieb dort verschollen.Er hat-
te dem ältesten Sohn in seinem letzten Brief aus dem bereits

2 Brief von Horst Bender an K.W.
28.01.48.
3 Brief anUlrich Möbius,23.12.48.
4 „Die deutschen Kommunisten ha-
ben bei der Reorganisation des wirt-
schaftlichen und politischen Lebens
während der ersten Periode nach dem
Zusammenbruch in allen vier Besat-
zungszonen energisch mitgearbeitet
und viel geleistet" Wolfgang Abend-
roth, Sozialgeschichte der europäi-
schen Arbeiterbewegung, edition
suhrkamp, Ffm.1965, 5.177.
5 Aufruf der KPD vom 11.06.1945,
Deutsche Volkszeitung, Nr.l,
13.06.1945; Anton Ackermann: „Gibt
es einen besonderen deutschen Weg
zum Sozialismus?", in: Die Einheit —
Monatszeitung zur Vorbereitung der
Sozialistischen Einheitspartei, Nr.l,
Februar 1946.
6 Vgl. Heraus zum Kampf,Dokumen-
te zur Geschichte der Arbeiterbewe-
gung in Lübeck 1866-1949, Lübeck
1987, 5.357 ff.
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eingeschlossenen, von Hitler zur „Festung" erklärten Danzig
ans Herz gelegt, der Mutter und den Geschwistern„eine Stüt-
ze" zu sein. Meinen Vater und mich verband ein inniges Ver-
hältnis; sein sinnloser Abgang, die tiefe Resignation,mit der er
von mir Abschied nahm, trafen mich tief: „Ichhabe das Ge-
fühl, als wenn ich vonEuchschonunüberwindlich getrennt bin. ...
Sterben wir alle, so kann es uns nicht schwer fallen, von dieser
Welt des Irrsinnsundder VerbrechenAbschiedzunehmen."1

Der vom Vater verpflichtete Sohn wollte zum Lebensunter-
halt der Mutter und Geschwister beitragen. Gleichzeitig hatte
er das Gefühl, daß sich in diesen Monaten die Zukunft
Deutschlands und der Deutschen entscheiden werde, und stell-
te seine ganzeKraft inden „Dienst der Partei",mit der sich sei-
ne Hoffnungen auf eine bessere Gesellschaft verbanden. Er
schlug ein weiteres Angebot aus, ihm ein Architekturstudium
zu finanzieren; ein Kriegskamerad seines verschollenen Vaters
(Otto Herr, Hannover) hatte sich dazu bereit erklärt. Seiner
Mutter schrieb er in diesem Zusammenhang am 20.12.1946:
„Wichtiger als die Trümmer auf den Straßen zu räumen und
neue Häuser zu bauen, erscheint es mir, die Trümmer in den
Köpfen zu beseitigen, damit wir über sie nicht in neue Kata-
strophen stolpern."* Er wollte Journalist werden. Nicht lange,
und er hatteGelegenheitdazu.

Der jungeMann war Mitglied einer Partei geworden,die 27
Jahre existierte, von denen sie etwa die Hälfte verboten und
gezwungen war, illegal zu wirken. Er begegnete noch Men-
schen, die zu den Gründern der KPD gehörten;die Mehrheit
derjenigen, auf die er in ihren Leitungen traf, gehörten jedoch
einer Generation vonKommunisten an, die sich Ende der 20er
Jahre Ernst Thalmann angeschlossen und als junge Frauen
und Männer im Dritten Reich am illegalen Widerstand teilge-
nommen hatten. Ungeachtet aller Generationsunterschiede
und Parteierfahrungen —

sie hatten in ihrem Parteilebenviele
„Wendungen" erlebt und zwischen ultralinken Positionen und
realpolitischen Ansätzen geschwankt — , ungeachtet dessen
war ihnenetwas gemeinsam, das vondenUrsprüngen ihrer Par-
tei herrührte, in allen fortlebte und von ihnen weitergegeben
wurde. Der Historiker Hermann Weber hat in einer Skizze
„Aufstieg und Niedergang des deutschenKommunismus" auf
dieseUrsprünge hingewiesen.9

Die imDritten Reich aufgewachsene Generation war in ihrer
Mehrheit dem „Nationalsozialismus"erlegenund hatte inHit-
ler ihrenFührer gesehen. Der „Zusammenbruch" war für sie
ein Schock. Sie trauten keinen „großen Worten" mehr; kaum
jemand wollte von Politik etwas wissen. Die geringe Zahl jun-
ger Männer und Frauen,die sich den wieder zugelassenenPar-
teien, vor allem der SPD und KPD, zuwandten, kamen in der
Regel aus Elternhäusern, die dem NS-Regime ablehnend gege-
nüberstanden. Sie empfanden darum die Ächtung der NS-Welt-
anschauungdurch die Siegermächtenicht als Zerstörungihres
Weltbildes, mußten sich nicht mit dem Mißbrauch ihrer Ideale
auseinandersetzen und waren einem demokratischen und
antifaschistischenNeuanfanggegenüber aufgeschlossen.

7 Brief von Reinhard Weigle, Unterof-
fizier in der Kw.Trsp.BefehlsstelleDan-
zig, 10.03.1945.
8 „Rückblicke II",S. 41.' „Bei seiner Gründung stand der
deutsche Kommunismus noch ganz in
der Tradition der freiheitlichen deut-
schen Arbeiterbewegung, deren pro-
grammatischeprogressive Ziele er sich
zu eigen machte: Frieden, soziale Ge-
rechtigkeit, Solidarität, Demokratie
und Emanzipation des arbeitenden
Menschen" Sie fühlten sich zur Durch-
setzung des Fortschritts verpflichtet
und wähntensich imBesitz einerabso-
luten „historischen Wahrheit". Das
erkläre ihr erstaunliches Engagement,
ihre Begeisterung, ihre Opferbereit-
schaft.Die Verfolgungen hattensie zu
„einer verschworenen Gemeinschaft"
werden lassen, in denen viele ihre
„Heimat" sahen. Ihren Internationa-
lismus führt Weber darauf zurück,
daß die Kommunistische Partei als
„Gegenbewegung zumChauvinismus"
im und nach dem Ersten Weltkrieg
entstanden sei. Die „frühe Identifizie-
rung mit der russischen Revolution
und die daraus erwachsende Ruß-
landgläubigkeit" habe in der Stalin-
Ära jedoch dazugeführt, denInterna-
tionalismus zur Unterordnung unter
die Sowjetunion zu instrumentalisie-
ren. Aus Politik und Zeitgeschichte,
Beilage zur Wochenzeitung DAS
PARLAMENT,Nr.4o/1991,5.25 ff.
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Welcher der beiden Linksparteien sich ein junger Mensch
anschloß, hing sehr häufig mit seinem Elternhaus zusammen.
Mein Vater stand der SPD näher als der KPD, einen Sozialde-
mokraten würde ich ihn dennoch nicht nennen. Wer, wie einer
meiner engen Jugendfreunde und dessen Schwester — ich ge-
wann sie beide für die KPD —, einen Nationalsozialisten zum
Vater hatte, für den war es schwerer. Ich erhielt in dem Hause
desangesehenenArztesHausverbot.

Nach meinenErfahrungen spielte beider Entscheidung auch
eine Rolle, in welchem Maße jemanddem Antikommunismus
verhaftet war. Bei den meisten meiner Generation blieb, auch
wenn sie sich vom Nationalsozialismus losgesagt hatten, ein
starkes Mißtrauen den Kommunisten gegenüber. Ich gehörte
jedoch zu jenen, in deren Bewußtsein Antikommunismus vor
allem Legitimation eines verbrecherischen Systems und eines
mörderischenKrieges war — „von dem der Faschismus so lan-
ge gelebt hat, [...] eine Grundtorheit unserer Epoche" (Thomas
Mann). Ich reagierte auf diesen Antikommunismus,der sich
längst von seinem Gegenstandgelösthatte, allergisch. Mit ihm
war ich für das Schlachtfeld präpariert worden, ihnmachte ich
dafür verantwortlich,daß ichden Vater unddie Heimat verlo-
ren hatte, Mutter und Geschwister in Not lebten. Er konnte
darum für mich auchnicht Ausgangspunkt kritischer Reflexio-
nen über Kommunismus sein, imGegenteil: Hinter jederKritik
amKommunismus vermuteteichdunkleZiele.

Auf dem Klingenberg, wo die Kreisleitung im HauseNr.B/9
residierte, war man schon bald auf den aktiven jungenMann
aufmerksam geworden und hatte ihn zur Lösung von Aufga-
ben auf Kreisebene herangezogen. Am 1. Juli 1947 übertrug
man ihm die Leitung der dreiköpfigen Lokalredaktion des
„Norddeutschen Echos", die Am Lindenplatz Nr.l ein eigenes
Büro unterhielt.Nun verdiente ich zunächst 235 und wenigspä-
ter 285 Reichsmark. Auch wenn ich damit beträchtlich unter
dem Durchschnittsverdienst aller Versicherten lag (370 RM),
konnte ichMutterundGeschwisterdoch unterstützen.

In seiner Eigenschaft als Redaktionsleiter kooptierte ihn die
Kreisleitung; von nun an nahm er auch an den wöchentlichen
Sitzungen ihres Sekretariats teil. Damit kam er in einen Kreis
von Genossen,der aus Auseinandersetzungen hervorgegangen
war, wie sie 1945/46 allerorten stattgefunden hatten — dem
Ringen um die Neuformierung der 1933 geschlagenen Arbei-
terbewegung. Bei den unmittelbar nach Kriegsende tonange-
benden Lübecker Kommunisten war das Streben nach Grün-
dungeiner Einheitspartei bzw. Vereinigung von SPDund KPD
stark ausgeprägt. Auch auf sozialdemokratischer Seite gab es
einflußreiche Befürworter dieses Weges. Die entschiedene
AbgrenzungspolitikKurt Schumachers mußte sich gegenerheb-
liche Widerstände durchsetzen. Die führenden Lübecker Kom-
munisten ihrerseits widersetzten sich hartnäckig der von der
Berliner Parteizentrale vorgegebenen Linie. Detlef Siegfried
hat diese Auseinandersetzungendokumentiert.10 Die Beratun-
gen, an denen der junge Mann nun teilnahm, standen unter
LeitungHein Meyns, des Mannes, der „von dem aufBerliner

10 Detlef Siegfried, Zwischen Ein-
heitspartei und „Bruderkampf", SPD
und KPD in Schleswig-Holstein
1945/46,Kiel1992, 5.157ff.
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InitiativeneugewähltenBezirksvorsitzenden [des Bezirkes Was-
serkante, d.V.] Gustav Gundelach an die Trave geschickt wor-
den [war], um die alte Führungsgruppe auszuwechseln, deren
autonomistischer Politikansatz der Parteiführung suspekt ge-
blieben war".''In denErinnerungenHein Meyns stellt sich die-
se Periode so dar: „Wie schon erwähnt, wurde die Sammlung
und Organisierung der Kommunisten durch Illusionen über die
Lübecker SPD verzögert. Als man die Lage realistisch einzu-
schätzen begann, konnte Versäumtes nachgeholt werden. ...
Die Mitgliedschaft wuchs im Laufe des Jahres 1946 auf annä-
hernd viertausendMitglieder an."n Von denFrauen undMän-
nern der „ersten Stunde" gehörtendem Kreissekretariat noch
Maria Krollmann (später Klann), Albert Ollrogge und Hans
Bringmann an. Mich beeindruckte es, im Kreis von standhaf-
ten Antifaschisten zu sein, die wie Maria Krollmann als zum
Tode Verurteilte nur knapp der Hinrichtung entgangen waren,
die sich nach vielen Jahren KZ-Haft selbstlos dem Wiederauf-
bau Deutschlands zur Verfügung stellten, die wie Albert Oll-
rogge selbst noch Anfang 1945 versucht hatten, in Lübeck ei-
nen Aufstand vorzubereiten, um den Krieg zu verkürzen, oder
Hans Bringmann, der mit dem Vater und vier Brüdern wäh-
rend zwölfjähriger Verfolgung ungebrochen blieb. Während
Maria, von der eine starke Ausstrahlungskraft ausging, und
auch ihr Lebensgefährte Erich Klann sich mir freundlich zu-
wandten, stieß ich bei Albert Ollrogge aufdie bei den Wider-
standskämpfern verständliche Skepsis gegenüber einem „Hit-
lerjungen"und Wehrmachtssoldaten, die ich besonders zu spü-
ren bekam, nachdem man mir auf dem Klingenberg in seinem
Arbeitszimmer einen Platz zugewiesen hatte. Erst nach und
nach gelanges mir, dieBarriere einzureißen. Den stärkstenEin-
fluß auf meine frühe Entwicklung als Kommunist nahm je-
dochHeinMeyn.

Jedesmal wenn ich einen Fragebogen zur Kaderüberprüfung
ausfüllen mußte, wurdemir bewußt, was mir die älteren Genos-
sen voraus hatten und was von mir in gewissem Sinne wieder-
gutzumachen war. Die Rubriken, in denen nach Verhaftungen
und Verurteilungen, nach Teilnahme an der illegalen Arbeit,
KZ- und Lagerhaft gefragt wurde, mußte ich leer lassen. An
anderer Stelle hingegen war ich gezwungen zuzugeben, daß ich
der „Marine-Hitlerjugend" als Scharführer und einer Truppe
angehörthatte, deren Traditionsverbandsich noch 1981 rühm-
te, mehrfach wegen „höchstenEinsatzes" mit dem verpflich-
tenden Ehrennamen „Sturm-Division" ausgezeichnet worden
zusein. 13 Wurde nach „Kriegsauszeichnungen"gefragt, glaubte
ich, das „Eiserne Kreuz" unterschlagen zu dürfen, da ich die
Mitteilung über die Verleihung erst nach einer Verwundung im
Genesendenbatallion erhalten und mir die Urkunde nie abge-
holt hatte.

Der junge Mann traf im Kreissekretariat auch auf jüngere
Genossen, die sich wie er nicht zu den Widerstandskämpfern
rechnen konnten,Karl Carstens und Erich Eltermann zumBei-
spiel, beides Betriebsräte in großen Lübecker Werken (letzterer
trat späterzur SPDüber und wurde Lübecks 1. Bevollmächtig-

11 Eine wahrscheinlich zutreffende
Zahl, vergleicht man sie mit den Un-
tersuchungen D.Siegfrieds. Ebenda,
S. 190.
12 Mitteilungen an Tim! Se kun'n
kene Unmenschen vt uns moken, Nie-
derschrift eines Gespräches mit Hein
Meyn, Lübeck 1988, S. 82.
13 Die 78. Infantrie- und Sturm-Divi
sion 1938-1954, Friedberg 1981, S. 153.
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ter der IG Metall). 1947/48 ging es auf den Leitungssitzungen
vornehmlich um kommunale Politik sowie Fragen der Versor-
gung und des wirtschaftlichen Aufbaus. Politische Schwärme-
reienund Revolutionsromantik vonGymnasiasten, die sich der
Weltverbesserung verschrieben hatten, waren dort nicht ge-
fragt.

Schon zuvor hatte mir eine Erfahrung geholfen, mich den
für die Menschen naheliegenden Dingen zuzuwenden. Als ich
zu meiner Mutter in die Sadowastraße zog, war ich mit dem
„KommunistischenManifest" besser vertraut als mit dem Auf-
rufderKPD vom 11. Juni 1945, jenemfür die Orientierungder
Kommunisten so wichtigen Dokument, in dem von Kommu-
nismus nicht dieRede war. Im Wohnblock Nr. 2 wohnten zahl-
reiche Arbeiter der Städtischen Müllabfuhr. Sie wollte ich als
erste mit der „Geburtsurkunde des wissenschaftlichen Sozia-
lismus" vertraut machen; für sie hatten sich Marx und Engels
schließlich die Mühe gemacht, ihre Entdeckungen aufzu-
schreiben, für sie, deren geschichtlicheRolle die beiden großen
Denker erkannt und so treffend dargelegt hatten. Doch meine
proletarischen Nachbarn begegneten mir wie einem Zeugen
Jehovas — auf ihre direkte Art undsich auf keineDiskussion
einlassend. Das irritierte mich sehr, und ich fragte mich, was
ich wohl falsch machte. Was mir wenig später bei ihnen Anse-
hen verschaffte, war der Einsatz für etwas weit Geringeres als
den Sozialismus. Ein gestandener, sogenannter „einfacher"
Genosse, der Maurer Willy Raskowsky, leitete mich dazu an:
Als die Hausverwaltungforderte, die Kaninchen abzuschaffen,
die sich etliche Mieter zur Aufbesserung ihrer schmalen Ra-
tionen aufdenBaikonen hielten, riet er mir, eine Versammlung
einzuberufen, ein Komitee zu bilden und die Tiere zu verteidi-
gen. Ich tat's, wurde in dasKomitee gewählt und künftig ernst
genommen. Die Erfahrung erschien mir wichtig genug, um
über sie in „Wegund Ziel", einer von AlfredDrögemüller ange-
leiteten Zeitschrift des Bezirkes Wasserkante, zu berichten. Die
Arbeiterhattenmehrzu verlieren alsihreKetten.

In der Lübecker SPD hatte sich nach dem Berliner
„Vereinigungsparteitag" (1946) und der Gründung der SED
Kurt Schumachers Linie durchgesetzt; er betrachtete die Kom-
munisten als „rot lackierte Nazis" und Büttel einer „fremden
Macht". Die Lübecker Kommunisten ihrerseits folgten inzwi-
schen der Linie ihrer Berliner Parteiführung und versuchten
vergeblich, mit den wenigen immer noch am Einheitsgedanken
festhaltenden Sozialdemokraten der Entwicklung eine andere
Richtung zu geben. Ältere Sozialdemokraten fühlten sich an
Erfahrungen in der Weimarer Republik erinnert, an eine „Ein-
heitsfrontpolitik von unten"; sie hatte darin bestanden, mit
Hilfemassiver Kritik an der Führung der SPD sozialdemokra-
tischeMitglieder abzuwerben. DieKPDsprachspäter selbstkri-
tisch von „Überspitzungen undFehlern".1'1 Ich wurde in einen
Lübecker Ausschuß delegiert, derfür die Schaffungeiner sozia-
listischen Einheitspartei auch in den Westzonen warb. An sei-
ner Spitze standder Sozialdemokrat Robert Schenk, Vorsitzen-
der der Lübecker Verkehrsbetriebe. Der SPD-Vorstand drohte

14 KPD 1945/1965, herausgegeben
vomZK der KPD,Berlin1966, S. 51.
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Mitgliedern, die sich an diesen Ausschüssen beteiligen, mit
dem Parteiausschluß. Auch die britische Militärregierung griff
einund verbotdie„Einheitssauschüsse".

Der jungeMann war an diese Aufgabe ohneErfahrung her-
angegangen; an dem nach ihrer gemeinsamen Niederlage von
1933 bei Sozialdemokraten und Kommunisten einsetzenden,
von Zweifeln und Rechtfertigungen, Verständigungsversuchen
und gegenseitigen Anschuldigungenbegleiteten zwölfjährigen
Nachdenken hatte er nicht teilgenommen. Er hinterfragte auch
nicht das, was seine politischen Lehrer ihm vonErlebtem und
Erlittenem berichteten; darunter befand sich ein langes Sün-
denregister der Sozialdemokratie. Es fing mit dem „Verrat von
1914", der Bewilligung von Kriegskrediten für den Kaiser, an,
setzte sich mit der Niederschlagung der revolutionären Arbei-
ter durch die dem sozialdemokratischen Reichswehrminister,
dem „Bluthund" Noske, unterstellten Freikorps und der so
1919 ermöglichtenErmordungKarl Liebknechts und RosaLu-
xemburgs fort; unvergessenwarder 1928 bewilligtePanzerkreu-
zerbau, der l.Mai 1929, an dem der sozialdemokratische Poli-
zeipräsident von Berlin, Zörgiebel, auf Arbeiter schießen ließ,
das „feige Zurückweichen" beider Absetzungder sozialdemo-
kratischenPreußenregierung 1932, die Ablehnung eines Gene-
ralstreiks gegen Hitler ein Jahr später... Konfrontierte ich
gleichaltrige Freunde aus früheren Jahren, die sich der SPD
zugewandt hatten — Werner Wiechmann etwa, Lokalreporter
der sozialdemokratischen „Lübecker Freien Presse — mit die-
sem Sündenregister, hielten siemir vor allem aktuelle kommu-
nistische Verfehlungen entgegen, vornehmlich in der „Zone"
begangene. Verständigenkonnten wir unsaufdiese Weise nicht.

Die Schlüsse, die dieKommunisten imSommer 1947 aus der
Teilnahme von 181 Sozialdemokraten aus Hamburg und
Schleswig-Holstein am Bezirksparteitag Wasserkante zogen,
waren eine Selbsttäuschung; das Thema Sozialistische Ein-
heitspartei war von der beginnenden Ost-West-Konfrontation
und ihren Auswirkungen bereits vonder Tagesordnung gesetzt
worden. Die Koalitionder Siegermächte zerfiel, die inPotsdam
vereinbarte gemeinsame Deutschlandpolitik wurde gegen-
standslos; auf der Moskauer Außenministerkonferenz der Sie-
ger war keine Einigung über die deutschen Fragen mehr mög-
lich. Unter Hinweis auf die Vorgänge im sowjetischen Macht-
bereich setzten sich in den USA die Kräfte durch, die den
Kommunismus „eindämmen" oder „zurückrollen" wollten.
Präsident Harry S. Truman sagte im März 1947 allen von ei-
nem totalitären Umsturz bedrohten Ländern militärische und
wirtschaftliche Hilfe zu (Truman-Doktrin). Die in Jalta zwi-
schen Stalin, Roosevelt und Churchill vereinbarte Aufteilung
der Welt sollte nicht mehr gelten: „Die Welt ist nicht statisch
und der Status quo nicht unantastbar." (H. S. Truman)15 Die
Führer der noch unter den Kriegsfolgen schwerleidenden
UdSSR fürchteten, um dieFrüchte des Sieges gebracht zu wer-
den, und sammelten ihre Kräfte. Im September 1947 wurde in
Warschau das Kommunistische Informationsbüro [Kommf-
orm] gegründet — „mit dem Ziel, den ideologischen Einfluß

13 zit.nach Chronik des 20. Jahrhun-
derts, Braunschweig1982, S. 693.
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der KPdSU zu vermitteln und zur Stützung des sowjetischen
Hegemonialsystems zu nutzen.''^6 Dabei setzte der ZK-Sekretär
der KPdSU, A. A. Shdanow, Präsident Trumans These, wo-
nach dieNationenzwischen zwei Lebensformen zu wählenhät-
ten — einer freien und einer auf „Terror und Unterdrückung"
beruhenden — eine fortan für alle Kommunisten verbindliche
„Zwei-Lager-Theorie" entgegen.

Von nun an arbeitet dem Feindezu, wer Zweifel an der Par-
teilinie äußert, wechselt ins „imperialistische Lager", wer sie
kritisiert. Umgekehrt gerät auf Seiten der Freiheit in Verdacht,
einverkappter Kommunist zu sein, wer die offizielle Politik in
Frage stellt. Jeder politisch Engagierte wird der im Kalten
Krieg typischen Nötigungausgesetzt: Er muß sich für die eine
oder andere Seite entscheiden, zwischen den Fronten läßt sich
keinePolitik machen, dort bleibt man bedeutungslos,wird zer-
rieben.

Hatte man sich für die eine oder andere Seite entschieden,
verdrängte man aufkommende Zweifel an der eigenen Sache,
gab sich mit Erklärungen zufrieden, die sie zudeckten. Einfrü-
hes Beispiel: Nachdem ich in einem sowjetischen Stalingrad-
Roman von zweiKüchen in derRoten Armee — einerfür Offi-
ziere und einer für Mannschaften — gelesen hatte, erklärte ich
Hein Meyn, daß ich das nicht in Ordnung fände. Er zog mir
den Stachel:Inder Roten Armee könnejeder Offizier werden,
der sich als tüchtig genug erweise; die bessere Küche sei kein
unverdientes Privileg einer Klasse, sondern eine gesellschaft-
licheAnerkennunggrößererMühe und Verantwortung.

Um sehr viel ernstere Fragen ging es in Ost- und Südosteuro-
pa. In den Staaten des „sozialistischen Lagers" regte sich Wi-
derstand gegen sowjetische Eingriffe. Es gelang Stalin, die
kommunistischen Führungen zu disziplinieren, indem er Kriti-
ker mit Hilfe der sowjetischen geheimen Staatspolizei MWD
(Ministerstwo Wnutrennich Djel) als Spione anklagen, in
Schauprozessen zum Tode verurteilen und hinrichten ließ —
mit einer Ausnahme: Jugoslawiens legendärer Partisanenfüh-
rer, inzwischen Staatschef, Josip Broz Tito behauptete sich ge-
gen Stalin und führte sein Land aus dem „sozialistischenLa-
ger" heraus. DasKommform schloß die KPJim Juni 1948 aus,
was inder kommunistischen Weltbewegung einer Exkommuni-
kation gleichkam, nach der alle Gläubigen die Verdammung
ausdrücklich billigen und jeder Sympathie für den Geächteten
abschwörenmüssen.

In den kommunistischen Parteien des Westens begann der
Kampf gegenden „Titoismus".Auchinder KPD setzteeinPro-
zeß ein, der zu Parteiausschlüssen, Funktionsverboten undei-
nem Kaderwechsel in den Leitungen führte. Den älteren Kom-
munisten waren diese innerparteilichen Kämpfe nichts unbe-
kanntes, sie hatten Ende der 30er Jahre an ihnen teilgenom-
men, etliche waren damals wegender verschiedensten „Abwei-
chungen" gemaßregelt oder ausgeschlossen worden. Sie kann-
ten die „Spielregeln" und hatten sich,soweit sie Endeder 20er
Jahre die „Bolschewisierung der Partei" durchsetzen halfen,
ihrer selbst bedient. Anders der junge Mann und seinesglei-

" Wolfgang Abendroth, Sozialge-
schichte der europäischen Arbeiterbe-
wegung, edition suhrkamp, Ffm.1965,
S. 166.
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chen: Für sie war es die erste große innerparteiliche Auseinan-
dersetzung,inder sieStellungbeziehenmußten.

Die im fernen Moskau gefaßten einsamen Entschlüsse des
„genialsten Steuermanns der Arbeiterbewegung in der ganzen
Welt", wie J. W. Stalin ineinem späteren Grußtelegramm der
KPD tituliert wird,17 schlugen sich an der Kieler Fördein einer
Auseinandersetzung nieder, die als „Latzke-Affäre" indie Par-
teigeschichte einging. Der junge Mann erlebte sie mit, seit er
im Februar 1949 in die Hauptredaktion des „Norddeutschen
Echos" berufen worden war, die ihrenSitz inKiel,Lerchenstra-
ße Nr.4hatte. Im gleichenHause arbeiteteauch das Sekretariat
der KPD-Landesleitung. Ich hatte es in der Redaktion nicht
leicht; weniger, weil ich jung an Jahren undberuflich wenig
erfahren war, sondern vielmehr darum, weil der stellvertreten-
de Chefredakteur Josef Weiß in mir jemanden sah, den das
Landessekretariat in die Hauptredaktion geschickt hatte, um
das Kräfteverhältnis in der Redaktion zu seinen Ungunstenzu
verschieben. In der Auseinandersetzung zwischen ihm und
Gleichgesonnenen auf der einen und dem Landessekretariat
aufder anderen Seite ging es zumindest vordergründig um den
Charakter der Zeitung. Weiß plädierte für eine „Volkszeitung",
in der auch Meinungen zum Ausdruck kommen sollten, die
nicht der „Parteilinie" entsprachen. Abgesehen von Erich
Meyer, dem Chefredakteur, schien er die ganzeRedaktion hin-
ter sich zu haben. Erich Meyer war auch der einzige, der sich
meiner annahm, ansonsten war ich in der Arbeit harter, wenig
wohlwollenderKritikausgesetzt.

Inzwischen gab es in Deutschland zwei Währungen, in
Herrenchiemseearbeiteteein Parlamentarischer Rat die Verfas-
sung für eine vorerst nur die Westzonenumfassenden Bundes-

« NorddeutschesEcho, Kiel, 21. 12.
1950, S. 1.

Von der Control Commission for
Germany (BE), Berlin, ausgestellter
Presseausweis, der dem Inhaber be-
scheinigt, daß er den „beglaubigten
Berichterstattern der Weltpresse"
gleichgestelltist.
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Republik aus, am 14. August 1949 sollte der erste Deutsche
Bundestag gewählt werden. Der Wahlaufruf der KPD begann
mit dem Satz:„Unser Volk und unser Vaterlandsind in größter
Gefahr. Die Grundlagen unseres staatlichen, wirtschaftlichen
undkulturellen Lebens sind bedroht.Ein zerstückeltes und mi-
litärisch besetztes Deutschland, ein Deutschland ohne Frie-
densvertrag ist nicht lebensfähig, ist ein Deutschland ohne
Hoffnung und ohne Zukunft." Die Partei ruft „zur Schaffung
einer nationalenFront aller Deutschen auf". „Wer Deutschland
liebt, muß für dieKommunisten stimmen,für die ParteiMax
Reimarms, des großen nationalen Vorkämpfers des deutschen
Volkes.""

Das vermag die übergroße Mehrheit der Bundesbürger bei
aller Liebe zuDeutschlandnicht einzusehen.Nur 1,3 Millionen
Wähler entscheidensich für diePartei Max Reimarms, das ent-
spricht 5,7 Prozent der gültigen Stimmen. In Schleswig-Hol-
stein setzen nur 3,1 Prozent auf die KPD, im April 1947 waren
es noch 4,7 Prozent gewesen. Ichhingegen war nicht nur von
der beschworenen Gefahr überzeugt, ich fühlte mich auchper-
sönlichmitverantwortlich, Volk und Vaterland zu retten, mein-
te, dafür als Kommunist eine besondere Verantwortung zu tra-
gen und mich nicht schonen zu dürfen. Hatte ich im ersten
Wahlkampf, in dem ich als Redner eingesetzt war — den Land-
tagswahlen 1947 — , noch den Auftrag gehabt, als ehemaliger
Danziger in Flüchtlingslagern über die Forderungen der KPD
zum „Lastenausgleich"zu sprechen, hatte es diesmal gegolten,
das nationale Gewissen aufzurütteln und meine Landsleute für
den gemeinsamen Widerstand gegen die westlichen Besat-
zungsmächte und ihrepolitischen Handlungsgehilfen aufzuru-
fen. Nun fragte ich mich, warum dieser Patriotismus keine
Anerkennungfand.

Die „nationale Politik" der KPD entsprach den außenpoli-
tischen Intentionen der kriegsgeschwächten UdSSR, die sich
von einemneutralenDeutschland inder MitteEuropas größere
Sicherheit versprach. Diesem Ziel dienten ihre Vorschläge, die
Einheit Deutschlands auf der Grundlage des Potsdamer Ab-
kommens zu wahren, förmlichFriedenzu schließen (Friedens-
vertrag), die Besatzungstruppen aus ganz Deutschland abzu-
ziehen und, wie sie später hinzusetzte, den Deutschen eine zu
ihrer Verteidigungnotwendige Armee zuzubilligen. Schließlich
stellten auch wir der Westintegration die Aussicht auf eine
„friedlicheGroßmacht im HerzenEuropas" entgegen.Für die
UdSSR hatte ihr Sicherheitsbedürfnis auch Vorranggegenüber
der Erhaltung der ersten „Arbeiter- und Bauernrnacht" auf
deutschem Boden; sie war bereit, diese bei gesamtdeutschen
freien Wahlen preiszugeben. Ich sah keinen Widerspruch zwi-
schen den „sowjetischen Vorgaben" und den Interessen
Deutschlands. Ein ungeteiltes Deutschland in der Rolle eines
Vermittlers zwischen Ostund West lagmir ebensonahe wie die
Verhinderung einer dritten militärischenIntervention gegendie
sozialistische Sowjetunion.19

DieKPdSU glaubte, mit ihren Vorschlägendie patriotischen
Gefühle einer genügend großen Mehrheit der Deutschenanzu-

18 KPD 1945-1968 Dokumente, Neuss
1989, S. 285 ff.
19 „Der deutsche Kommunismus war
während der 70 Jahre seiner Existenz
von zwei Faktoren determiniert; er-
stens von den Vorgabendes Weltkom-
munismus, insbesondere der Sowjet-
union, zweitens von der Politik und
Realität in Deutschland mit ihren un-
terschiedlichen Perioden wie Weima-
rerRepublik,NS-Regime und denbei-
den deutschen Teilstaaten ab 1949"
Hermann Weber, wie Anm.9, 5.25.
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sprechen, und erwartete von der KPD, daß sie diese Mehrheit
gegen die Bildung eines „westdeutschen Separatstaates" und
seine „Remilitarisierung", gegen die Einbindung in die NATO
und die fortdauernde Stationierung ausländischer Truppen
mobilisierte. Um diese Aufgabe besser erfüllen zukönnen,ver-
suchte die KPD, sich 1948 von ihrem Namen zu trennen; die
Absicht, sich in „Sozialistische Volkspartei Deutschlands"
umzubenennen,scheiterte jedoch an dem Einspruch der Mili-
tärregierung. Sie kam mir in diesem Falle entgegen, hatte ich
mich doch in der Lübecker Kreisleitung ebenfalls gegen eine
Namensänderung ausgesprochen. Jung wie ich war, lagen mir
taktische Überlegungen fern. Für mich verband sich mit dem
Kürzel KPD eine heroische Geschichte, in der ich fortleben
wollte. Wer würde mich schon mit Karl Liebknecht,Rosa Lu-
xemburg und Ernst Thalmann in Verbindung bringen, wenn
ich mich aIs „SVD-Mitglied" vorstellte?

Unsere Versammlungen waren im ersten Bundestagwahl-
kampf in der Regel sehr viel besser besucht als die anderer Par-
teien. Auch wenn wir oft auf heftigen Widerspruch von Besu-
chern stießen — Haupstreitpunkte waren vor allem die Oder-
Neiße-Grenze und die anhaltende sowjetischeKriegsgefangen-
schaft hunderttausender deutscher Soldaten —, machten wir

Die Verdienstbescheinigung trägt im
Briefkopf die von der Militärregie-
rung verbotenen Namen, den die
KPDanstelle ihres bisherigen Namens
annehmen wollte.
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uns doch Hoffnungen auf ein gutes Stimmenergebnis. Als es
anders als erwartet ausfiel, lagnach meinen Erfahrungen auch
für mich der Schluß nahe, daß unser Ansehen unter der kritik-
losen Hinnahme oder gar Rechtfertigung aller Erscheinungen
des „Klassenkampfes" in der DDR und den ost- undsüdosteu-
ropäischen Ländern litt. Doch bevor wir in dieser Richtung
weiterdenken konnten, gab die Parteispitze die Ursachen des
für dieKPDenttäuschenden Wahlausgangs verbindlich bekannt.

Statt dasBewußtsein derMenschen unddieKräfteverhältnis-
se real einzuschätzen, sprachMax Reimarm einenTagnach der
ersten Bundestagswahl (1949) von „objektiv günstigen Bedin-
gungen", die sich im Stimmergebnis nicht niedergeschlagen
hätten. Für das enttäuschende Abschneiden der KPD machte
er „subjektive Faktoren" verantwortlich: so vor allem Unklar-
heiten in der „nationalen Politik, kleinbürgerliche und auch
sektiererische Auffassungen" und ein Zurückweichen vor der
„Antikommunistenhetze"als Folge „ideologischer Schwächen".
Er sah in der Partei „feindlicheKräfte" wirken, die aufzuspü-

ren, zuentlarvenund zuentfernen waren.
Albin Stobwasser — er hatte die auf der Gründungskonfe-

renz der Landesorganisation 1948 gewählte Vorsitzende Ger-
trud Rast abgelöst — machte seinen Genossen dennoch Mut:
„Die Gegner haben ihr Ziel, die Partei durch Verbote, Haus-
durchsuchungen, Beschlagnahmen und Terror zu zermürben,
nicht nur nicht erreicht, sondern im Zusammenhang mit den in
den vergangenen Monaten durchgeführten Aufklärungs-
arbeiten wurden eine weitere Festigung der Mitgliedschaft und
höhere Tatbereitschaft erzielt", die Kommunistische Partei
habe sich tapfer geschlagen.20 Die Kaderabteilung wies er an,
den Gen. K. W. AnfangOktober für drei Monate auf die Par-
teischule „WilhelmFlorin" inHeidenoldendorfbeiDetmold zu
schicken. Ich hatte schon einmal eine Parteischule besuchen
sollen. Otto Grotewohl,der aufmich durch seinen mit mirpri-
vat befreundeten Sohn aufmerksam wurde, hatte mir Anfang
1947bei einem Besuch in Berlin angeboten, mich aufdie SED-
Parteihochschule„KarlMarx"inLiebenwalde zuschicken. Als
ich mich jedoch bei meinen Genossen in Lübeck abmelden
wollte, erklärte mir Hein Meyn, daß der Genosse Grotewohl
für mich nicht zuständig sei. Ich sagte erst ab, nachdem auch
der Kaderleiter des Bezirks Wasserkante Willi Willendorf mir
das bestätigt und zugleich erklärt hatte, daß der Genosse Gro-
tewohl als Sozialdemokrat nicht wissen könne, wie so etwas in
der KPD gehandhabt werde. SowohlH.Meynals auch W. Wil-
lendorf hatten das Selbstbewußtsein gestandener Kommuni-
sten. Ich meinerseits klärte nach dieser Entscheidung den So-
zialdemokraten auf. Der gebildete Mann hatte mir in Rudolf
Hilferdings „Finanzkapital" eine Widmung hineingeschrieben,
die mich vermuten läßt, daß ihn meine jugendlicheAnmaßung
nicht überraschte: „Jugend ist kein Vorzug, sondern eine Ver-
pflichtung."

Mit dem Gen. K. W. waren zwei weitere junge Kader aus
Schleswig-Holstein — der NE-Redakteur Walter Medier, im
Zweiten Weltkrieg wiederholt „abgesoffner" U-Boot-Fahrer,*> Norddeutsches Echo, 23.08.1949.
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und Hans Motzner, Landessekretär für Jugendfragen — zur
Schule delegiert worden. Was wir nichterkannten, infolge unse-
rer Unerfahrenheit und mangels Wissens auch nicht erkennen
konnten, war dies: Uns wurde ein Marxismus vermittelt, der,
wie Werner Hofmannformuliert, „zu einem inhaltlichfixierten
und verwalteten System abgeschätzter und formelhaft weiter-
gegebener Lehrsätze erstarrt" war.21 Das uns so einleuchtend
erscheinende, in sich geschlossene, keine Frage offenlassende
Weltbild engte unsere Sicht ein.Ein wesentlichaus der Ökono-
mie begründeter historischer Determinismus begründete einen
„gesetzmäßigen" und voraussehbaren Ablauf der Geschichte.
Diese Vorstellung machte uns blind gegenüber anderen gesell-
schaftlichen Faktoren und historischen Möglichkeiten und
unduldsam gegenüber jeder anderenSichtweise. Wir sahenden
Imperialismus inseinem „letzten Stadium". Die fortschreiten-
den Vergesellschaftungsprozesse deuteten wir als „Vorstufe"
des Sozialismus. Das Ende des Kapitalismus schien uns nahe.
Die ihm tatsächlich innewohnenden Potenzen, seine Flexibili-
tät und Möglichkeiten lagen außerhalb der „Entwicklungsge-
setze", an die wir glaubten. Was noch vor dem qualitativen
Sprungin eine neue Ordnung lag, das konnten nur weitere so-
ziale und politische Katastrophen sein, wie sie die erste Hälfte
unseres Jahrhunderts kennzeichneten. Im Selbstlauf würde
sich der Fortschritt dennochnicht vollenden. Der Arbeiterklas-
se fiel die „historischeMission" zu, ihn zu befördernund dem
Kreislauf von Krisen und Kriegen ein Ende zu setzen. Unsere
Aufgabe war, sie dafür zu rüsten und zu führen. Ein harter
Kampf stand bevor. Von unseren Gegnerndurften wir keinPar-
don erwarten, sie gingen mit Kommunisten nicht zimperlich
um — die Altenhatten dies am eigenen Leib erfahren. DiePar-
tei mußte darum entsprechend verfaßt sein; eiserne Disziplin
und äußerste Geschlossenheit waren unerläßlich. Die Lehren
der ersten siegreichen Partei — diese Forderung zogsich durch
alle Grundsatzreferate und Dokumente — mußte studiert und
auch beherzigt werden. Sie wurdenin einem 1938 vom Zentral-
komitee der KPdSU gebilligten „Kurzen Lehrgang" vermittelt,
in dessen Einleitung das Wachsen und Erstarken der sowje-
tischen Parteials Ergebnis eines „prinzipiellen Kampfes" gegen
alle „menschewistischen, opportunistischen Strömungen, ge-
gen Trotzkisten, Bucharmleute, Vertreter nationalistischer
Abweichungenund andereantileninistischeGruppen" bezeich-
net wird.22

Dieses Weltbild erklärt auch, warum Menschen, die eher
zum Abwägen, zum Ausgleich und zur Toleranz neigten, zu
„Kämpfern" wurden und Zweifel und Skrupel„um der guten
Sache willen" zurückstellten, mehr noch: warum selbstdie mei-
sten der Gemaßregelten und Verfemten, auf Absolution hof-
fend, der Bewegungdie Treue hielten. Selbst ihnen schien eine
„Partei neuen Typus"23 als Voraussetzung des Sieges notwen-
dig, wie sie W. I. Lenin unter und für Bedingungen der zari-
stischenSelbstherrschaft entwickelt hatte. Ich war vonHausaus
kein auf Streit angelegter Mensch, neigte vielmehr dazu, zu
vermitteln und mich über dasNächstnotwendigezu verständi-

21 19 Werner Hofmann, Was ist Stali
nismus?, Heilborn 1984, S. 65.
22 Geschichte der Kommunistischen
Partei der Sowjetunion (Bolschewiki),
Kurzer Lehrgang,Berlin1945,S. 3.
23 Vgl. Kleines Wörterbuch der mar-
xistisch-leninistischen Philosophie,
Berlin 1966, S. 177 ff.
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gen, stattPrinzipien zu verfechten; undobwohlmir das beider
Verwirklichung der „Parteilinie"letztlich half undbeidenMit-
gliedern Sympathien einbrachte, empfand ich es als Makel, was
der von mir geachtete Hein Meyn mir immer wieder vorwarf:
Ichsei„konfliktscheu".

Das Leninsche Parteimodell war später auf die Machtbe-
hauptung der jungen, ums Überleben kämpfenden Sowjet-
macht zugeschnittenund schließlich unter Stalin zu einem des-
potischen Herrschaftsinstrument entwickelt worden.Es ermög-
lichte nicht nur Verbrechen an den Völkern der einstigen So-
wjetunionund der kommunistischen Bewegung,deren ganzes
Ausmaß erst sehr viel später bekannt wurde, es trug auch ganz
wesentlich zum Scheitern des ersten Versuches bei, der heute
wieder allein dominierenden Ordnung eine Alternative entge-
genzusetzen.Indem die so begriffenen und strukturiertenPar-
teien dort, wo sie über die Macht verfügten, die ursprünglich
schöpferische,auf Weltveränderung gerichtete Philosophie in
ein Dogma zur Machtlegitimation verwandelten,die „Massen"
entmündigten und die Entfremdung auf die Spitze trieben,ei-
nen ausuferndenÜberwachungsapparat und eineKommando-
wirtschaft etablierten, die schließlich auf ihre Grenzen stieß
und im Wettbewerb unterlag, desavouierten ihre politisch-mo-
ralisch degenerierten Führer das, was, wie Hermann Weber
schreibt, „dieKommunisten einmal übernommen und radikal
ausgeprägt hatten": „das traditionelle Streben nach sozialer
Gerechtigkeit, nach Überwindung der Klassengesellschaft."1*
Sie deformierten Partei und Klasse dabei soweit, daß eine
Rückbesinnung auf die Ursprünge der kommunistischen Bewe-
gung und eine Erneuerungnicht möglichwaren.

Diese Erfahrung lag für die drei jungen Kommunisten aus
Schleswig-Holstein, die inHeidenoldendorf den „Marxismus-
Leninismus" büffelten, noch in weiter Ferne. Erst einmal hör-
ten sie zusammen mit knapp fünfzig anderen Lehrgangsteil-
nehmern die Vorlesungen der beiden ständigenLehrer und an-
reisender Gastreferenten, trieben Selbststudien und diskutier-
ten denStoff in Seminaren. Die Diskussionen standen, was die
praktische Anwendung des erworbenen Wissens betraf, ganz
im Zeichender 13.Parteivorstandssitzung.

Was derweil inKielgeschah, erfuhren die drei Parteischüler
durch das Norddeutsche Echo. Dort spitzten sich die
Auseinandersetzungen zu. Was für alle Genossen zur Pflicht-
lektüre erhoben wurde, warauch für mich undmeineMitschü-
ler in Heidenoldendorf Gegenstand einer gründlichen Diskus-
sion: Ein, mit der Zeile „Besteht die Gefahr des Titoismus in
derKPD?" überschriebener, in allen Zeitungen der Partei ver-
öffentlichter Brief des stellvertretenden Parteivorsitzenden
KurtMüller an einen Hamburger Genossen. In der KPD, so ist
dem Brief zu entnehmen,gäbe es zahlreiche Stimmen,„diefür
den Wahlausgang nicht die eigenenFehler und Schwächen der
Partei, sondern die Politik der KPdSU verantwortlich ma-
chen". Kurt Müller verwies darauf, daß Genossen mit solchen
Auffassungen in der Vergangenheit letztlich „im Lager des
amerikanischen Imperialismus" gelandet wären, und fragte24 H.Weber, wieAnm.9, S. 35,
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sich, wo die im„Sumpf des Titoismus" sitzenden Zweifler end-
en werden, „wenn sie ihre Fehler nicht korrigieren".25 Ähnlich
die Klage Albin Stobwassers auf einer Parteiarbeiterkonferenz
am 1./2.Oktober 1949 in Lübeck: „Die Erkenntnis der Rolle
der Sowjetunion ist nicht Gemeingut unserer Partei. Viele unse-
rer Mitglieder begreifen nicht, daß der Kampf der Sowjetunion
auchderKampffür dieLebensinteressenDeutschlandsist."16

Wir drei Schleswig-Holsteinerbefaßten uns aufder Wilhelm-
Florin-Schule mit der Lage in unserer Landesorganisation.
„Im Laufe der durchgeführten Diskussionen wurde täglich kla-
rer, wie ernst die Lage der Partei in Schleswig-Holstein ist",
erfuhren wir aus einer im Norddeutschen Echo veröffentlich-
ten Erklärung des Landessekretariats. Wir bedauerten, in die-
sen, wieuns schien, so entscheidendenTagen, nicht in Kielzu
sein, und nahmen zuden Informationen,die uns erreichten,in
einem gemeinsamenkritischen Briefan dieLandesleitung Stel-
lung.

Eine entscheidendeRolle beider ideologischen Klärung maß
das Sekretariat einer Bereinigung der Verhältnisse in der Re-
daktion desNorddeutschenEchos zu, über die es ineiner Ent-
schließung hieß, daß in ihr „Argumente, die der Klassenfeind
zum Zweck der Zersetzung und ideologischen Verwirrung
planmäßig propagiert, zur Grundlage endloser Diskussionen
gemacht" würden. Für diese Diversion sei vor allem der stell-
vertretende Chefredakteur Josef Weiß verantwortlich. Gleich-
zeitig wurden ein „noch konkreterer Plan zur Durchführung
des ideologischen Kampfes" angekündigt und eine weitere Par-
teiarbeiterkonferenz zum 3. und 4. Dezember einberufen —
nicht zufällig wiederum nach Lübeck, wie der Verlauf der Er-
eignissenoch zeigen sollte.27 Nochvor der Konferenz berichtete
das Sekretariat des Landesvorstandes über seine „Fehler"und
„erste Maßnahmen" zu ihrer Überwindung. Und wieder ging
es an erster Stelleum die RedaktiondesNorddeutschenEchos.
Die von Albin Stobwasser — nach Absprache mit der Partei-
spitze, wie man annehmen kann — zur Chefredakteurin er-
nannte Gertrud Rast ersetzte den zu „weichen" Erich Meyer.
Josef Weiß war zwar inzwischen „entlarvt"und aus der Redak-
tion entfernt worden, aber zu spät, wie Gertrud Rast in einer
Selbstkritik einräumte. Als eigene Schuld bekannte sie, „mit
meinen Fehlern als Chefredakteurin, die Gefahr des Titoismus
in der eigenen Redaktion nicht erkannt und dadurch das Ein-
dringen parteifeindlicher Kräfte und Ideologien geduldet zu
haben."Sie versprach, inZukunft nur nochDiskussionenzuzu-
lassen, „die vom marxistisch-leninistischen Standpunkt unsere
Stellungnahme zu allen Problemen erarbeiten". Es waren noch
weitere Redakteure entlassen worden — jedoch, wie das Sekre-
tariat kritisch anmerkt,„ohneüber diepolitischen Gründe die-
ser Veränderungen eine breite Diskussion in der Partei herbei-
zuführen. 1^

Als ich in der ersten Dezemberhälfte aus Heidenoldendorf
zurückkehrte, finde ich eine völlig veränderte Redaktion vor,
deren Mitglieder mit Ausnahme von Gertrud Rast alle meiner
Generation angehören.Das Sekretariat des Landesvorstandes

25 Norddeutsches Echo, Eine Antwort
an den Genossen HansHöcker,Ham-
burg, vonKurtMüller, 22.09.1949.
26 Norddeutsches Echo, 4.10.1949,
S. 2 „Bezwingt die Reaktion in
SchleswigHolstein".
27 Norddeutsches Echo, 19.11.49.
28 Norddeutsches Echo,26.11.1949.
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bestimmt mich zum stellvertretenden Chefredakteur. Mit der
neuen Redaktion und ihrer Chefin waren alle Voraussetzungen
geschaffen, um der Forderung nachzukommen, die Max Rei-
marm auf der 14. ParteivorstandssitzungEnde Dezember 1949
kategorisch formulierte: „Unsere Zeitungen müssen von der
ersten bis zur letzten Zeile ... die Ideologie undPolitik unserer
Partei entwickeln." Ich war kaum da, als sich die Auseinander-
setzungen in der Kieler Kreisorganisation dramatisch zuspitz-
ten.

Auf der schleswig-holsteinschen Parteikonferenz am 3. und
4. Dezember waren die schon lange schwelenden Differenzen— laut Reimarm hatte der Parteivorstand „schon 1948 eineBe-
reinigung der Verhältnisse inKiel verlangt" — zwischen dem
Vorsitzenden der Kieler Partei, Fritz Latzke, und demLandes-
sekretariat erstmals offen zur Sprache gebracht worden. Fritz
Latzke hatte in der Diskussion nochdavon gesprochen, Mate-
rial über die „Methodender Parteifeinde" verfassen zu wollen,
doch der neue Verlagsleiter des Norddeutschen Echo, Hans
Karl, beschuldigte ihn, einen der Parteifeinde faktisch zu dek-
ken,und machte ihn für die in der Kieler Organisation verbrei-
tete „Stimmung gegen den Landesvorstand" verantwortlich.29

Vier Tage später, am 8. Dezember, schloß das Sekretariat des
LandesvorstandesFritz Latzke und sechs weitereKieler Partei-
funktionäre mit sofortiger Wirkung aus. In der Begründung
heißt es, sie hätten seit längerer Zeit Verbindung zu Agenten
der trotzkistischen Reichsleitung und zuder von Brandler ge-
führten Gruppe.DergesamteKreisvorstand wurde seiner Funk-
tion entbunden. „Mit der vorläufigen Geschäftsführung im
Kreis Kiel werden die Genossen Hein Meyn aus Lübeck und
Hans Motzner vom Landesvorstand Schleswig-Holstein beauf-
tragt."10 Diese Entscheidung traf dieKieler Organisation völlig
unvorbereitet, seine Zulässigkeit wurde von vielen Mitgliedern
inFrage gestellt. AlbinStobwasser rechtfertigte am 10. Dezem-
ber auf einer Zusammenkunft von Kieler Parteiarbeitern den
Beschluß damit, daß „jedes weitere Zögernein Verbrechen an
derPartei gewesen" wäre. Der andie Fördeentsandte Vertreter
des Parteivorstandes Arno Freiberg bestätigte, „daß die vom
Landessekretariat gefaßten Beschlüsse in voller Übereinstim-
mung stehen mit den Organisationsprinzipien unserer Partei,
die auf dem demokratischen Zentralismus beruhen." Das
Norddeutsche Echoüberschreibt seinenBericht mit„£m Wen-
depunkt in derKieler Parteiorganisation". Die Teilnehmer hät-
ten trotz ihrer persönlichenGefühle undEmpfindungen — die
nur „erneut das noch schwache politische Bewußtsein dieser
Funktionäre bewiesen" hätten — die „Partei über die Person"
gestellt und sich für eine Fortsetzungihrer Parteiarbeit ausge-
sprochen.

Durch die neu formierte Redaktion des Norddeutschen
Echos wurde sichergestellt, daß die Zeitung in diesen Ausein-
andersetzungen ihrer Rolle als „kollektiver Propagandist, Agi-
tator und Organisator" (W. I. Lenin) gerecht wird. Daß die
KPD ihre innerparteilichen Auseinandersetzungenvor der Öf-
fentlichkeit preisgab, stieß in der Mitgliedschaft auf Kritik.

29 Norddeutsches Echo,8.12.49
30 Norddeutsches Echo, 11./12.12.49
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Der kommissarische Kieler Kreisvorsitzende Hein Meyn trat
ihr entgegen: Die Partei als „organisierte Abteilung derArbei-
terklasse" dürfe vor der Arbeiterklasse „keine Geheimnisse"
haben, andernfalls laufe sie Gefahr, die Verbindung zu den
Massen zu verlieren. „Dasganze Volk hat ein Recht zu wissen,
was inderKampfpartei derArbeiterklasse vorgeht."3l

Zu dieser Zeit muß die Parteispitze unter massiven Druck
der SED und KPdSU gestanden haben;nur so erklärt sich die
Forcierung des Kampfes gegen alle „Parteifeinde", vor allem
gegen die „Titoisten". Ausdruck dafür war die Rede Max Rei-
marms auf der 14. Parteivorstandssitzung am 28.-30. Dezember
1949, auf der er es als einen der größten Fehler der Führung
bezeichnete,„nichtmit aller Schärfe in unserer Parteiarbeit die
Lehren aus der Entwicklung in Jugoslawien"gezogenzuhaben— dies obwohl manbereits auf der 6. Tagung (Oktober 1948)
auf die Bedeutung der entsprechenden Kominform-Erklärung
hingewiesen habe. Er zitierte Gheorghui Dej, der auf einer
Kominform^Tagung den„Kampf gegen Titos Clique besoldeter
Spione und Mörder" als eine internationale Aufgabe aller
kommunistischen und Arbeiterparteien bezeichnet hatte. Um
die Lösungdieser und anderer Aufgaben der Partei zu gewähr-
leisten, solltenNeuwahlender Partei vorbereitet werden.

Das schleswig-holsteinischeLandessekretariat wollte am 14.
Januar 1950 auf einer Generalversammlung der Kieler Kreisor-
ganisation dieBeschlüsse der 14. Parteivorstandstagung erläu-
tern und dieMitglieder über „dieAgententätigkeitLatzkes und
Konsorten" aufklären. Am Vortag hatten sich 28 Funktionäre
des ehemaligen Kreisvorstandes, aus Betriebsgruppen und
Stadtteilen zu einer „konstituierenden Sitzungder neuen Kreis-
leitung" getroffen. 23 stimmten einer Entschließung zu, in der
sie bekräftigten, daß die Ausschlüsse der elf namentlichaufge-
führten Parteimitglieder zur „Sicherungder Partei" notwendig
wären. Die Generalversammlung scheitertedennochundmach-
te inder westdeutschen Presse Schlagzeilen.„Versammlungslei-
ter Hein Meyn hatte die Generalmitgliederversammlung der
KPD nochnicht richtig eröffnet, da brach der abgesetzteKreis-
vorsitzende Fritz Latzke an der Spitze einer Kavalkade teils
früher von ihm, teils später mit ihm ausgeschlossener Genos-
sen in den Versammlungssaal der pädagogischen Hochschule
ein."31Die Anhänger Latzkes solidarisierten sich mit den Ein-
dringlingen, es kam zu einem Handgemenge, der Hausmeister
alarmiertedie Polizei,Albin Stobwasser löstedie Versammlung
auf. Tags darauf trat der Landesvorstand zusammen und erließ
einenAufruf an alleKielerMitglieder, in demmit den„klassen-
feindlichen Agenten, Spitzeln und Spionen" abgerechnet wur-
de. Ihre Zahlseiklein, groß hingegen seien dieUnklarheiten in
der Partei. „Es wäre ganz falsch, politisch unklare Genossen
mitParteifeinden gleichzusetzen."33 Am16. Januar wurden auf
denStraßen und in denBetriebenKiels eine Sonderausgabedes
Norddeutschen Echos zu den „Anschlägen der Parteifeinde
aufdieKielerParteiorganisation"angeboten.

Ich gehörte nicht der Stadtteilorganisation in Gaarden an,
wo ich mit meiner Frau am Vinetaplatz ein möbliertesZimmer

31 Norddeutsches Echo,20.12.49.
32 DER SPIEGEL; Hamburg, 1950,
Nr.3, S. 12.
33 NorddeutschesEcho, 17.01.1950.
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bewohnte, sondern der mitgliederstarken Betriebsgruppe der
Howaldtswerft, die von Hein Wadle, einem bekannten und
angesehenen Widerstandskämpfer14, geleitet wurde. Der Kes-
selschmied besaß unter seinen Kollegen hohes Ansehen; die
gewerkschaftlichen Vertrauensleute der Werftarbeiter hatten
ihn zu ihrem Generalobmann gewählt. Jedem Werftarbeiter
war bekannt, daß Hein Wadle jede Überstunde ablehnte. Auch
wenn sie seinem Beispiel nichtfolgten, brachte es ihmdie Ach-
tung vieler Kollegen ein. Holte ich ihn zur Zeit des regulären
Schichtschlusses von der Werft ab, sah ich den großen Mann
als einzigen der Schiffbauer mit seiner abgewetzten Lederta-
sche das Tor passieren. Meine Aktivitäten in der Partei be-
schränkten sich auf die „Kleinarbeit"in dieser Gruppe — ich
half Versammlungen vorzubereiten, Flugblätter zu entwerfen
und zu verteilen — > da die Aufgaben in der Redaktion mich
ganz in Anspruch nahmen. Die Auflage des Norddeutschen
Echos war stark rückläufig, die finanziellen Mittel knapp, die
Redaktion folglich unterbesetzt;als„Chef vom Dienst" arbeite-
teich täglich zwölf, vierzehnStunden.

Anfang Februar veröffentlichte das Norddeutsche Echo ei-
nen Brief des Parteivorsitzenden an eine noch „schwankende
Genossin", der ihr helfen sollte,„alle Zweifelzu überwinden". 151

In den folgenden Wochen erschienen unter der Rubrik „Kieler
antworten Max Reimarm" kurze Zustimmungserklärungen.
Gen. K. W. wendete sich in einem Artikel, der innerparteili-
chen Demokratie vertrauend, gegen jede „Fraktionsmachern",
sie käme einer,,VerschwörunggegendiePartei"gleich.36

34 Vgl.Anni Wadle, „Mutti warum
lachst du nie?" Drensteinfurt 1988,
S.llB ff.
35 Max Reimarm an Else Wroblewski,
Kiel-Gaarden, Norddeutsches Echo,
7.02.1950.
36 Norddeutsches Echo, 16.02.1950,
5.3

Sonderausgabe des Norddeutschen
Echos vom 16. 01. 1950: „Die Parlei-
feindesindgeschlagen".
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Fritz Latzke und seine Anhänger waren auch beschuldigt
worden,Eintrittswilligen die Aufnahme indiePartei zu verwei-
gern; zur Begründung habe ihnen der Nachweis genügt, daß
Antragstellerinnen im Dritten Reich„irgendwann auch einmal
mit ,Heil Hitler' gegrüßt" hätten. Seien sie nicht umhin ge-
kommen, einem Aufnahmeantrag stattzugeben, seien die
neuen Mitglieder als solche „zweiter Klasse" behandelt wor-
den. DieFolge seienMitgliederverluste und eine Überalterung
der Kieler Mitgliedschaft. Der nachSchleswig-Holstein gesand-
te Vertreter des Parteivorstandes Arno Freiberg rechnete vor,
daß sich die Kieler Mitgliedschaft „nur zuetwa einem Viertel
aus neuen, seit 1945 zur KPD gekommenen Menschen zusam-
mensetzt"; im westdeutschen Durchschnitt seien es zwei Drit-
tel. Das „entscheidendeProblem inKiel" nannte er die Schu-
lung neuer Funktionäre.Er forderte für die Lösungdieser Fra-
ge mehr Ernsthaftigkeit; es sei eine Illusion zu glauben, man
könne„bereits fertige, nach allen Richtungen hin vollkomme-
neFunktionäre entdecken",Funktionäre würden nicht geboren,
sondern müßten,,/« der Arbeit, imKampf entwickelt werden", in
der Kieler Mitgliedschaft gäbe es viele „unentdeckteSchätze", aus
denen neue Kader entwickelt werden könnten,„...wenn darüber
hinausdie Erfassung der Heimkehrer aus der Sowjetuniondurch-
geführt"würde unddie Partei endlich die Tore auch für Menschen
öffnete,die vor 1933 noch nicht Mitglied der Partei waren,„dann
erschließen sich auch vondorther neue Quellen desNachwuchses
anKadern,aus denen wirschöpfenkönnen."1"1

Anfang März werde ich von meiner Redaktionsarbeit wegin
das eine Etage tiefer befindliche Büro des Landessekretariats
gerufen und dem seit Tagen anwesenden Stellvertreter Max
Reimarms, Kurt Müller, vorgestellt. Der 47jährige — Mitglied
derKPD schonseit 1919, vor1933 Vorsitzender des Kommuni-
stischen Jugendverbandes (KJVD), zeitweilig Kandidat des
Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale" —
machte einen eher finsteren Eindruck aufmich. Ineinem Ge-
spräch unter vier Augen teilte er mir sachlich mit, „diePartei"
sei zu der Auffassung gekommen, ich solle die Leitung der
Landesorganisation übernehmen. Mit nichts hätte er mich
mehr überraschen können!Ich bat mir Bedenkzeit aus und be-
riet mich mit HeinMeyn, der mich drängte, dieFunktion trotz
meiner Bedenken anzunehmen. Er hatte an den Vortagen an
den Sitzungen des im Beisein Kurt Müllers permanent tagen-
denLandessekretariatsteilgenommen.

Aus einer Erklärung des schleswig-holsteinischen Landesse-
kretariats kann geschlossenwerden, was die Parteispitze Albin
Stobwasser vor allem anlastete: „Einer jahrelangen Duldsam-
keit gegenüber den Argumenten Latzkes, die Ausdruck einer
feindlichen Ideologie sind, folgte eine organisatorische Maß-
nahme, der keine ideologische Klärung in der Mitgliedschaft
vorausging. DieseFehler erschwerten die ideologische Klärung,
die nach dem Ausschluß Latzkes eingeleitet wurde."Die Erklä-
rung kündigte eine außerordentliche Landesdelegiertenkonfe-
renz an, die am 14. und 15. April stattfinden, die „Ergebnisse
der Diskussion" untersuchen undLehren aus ihr ziehen sollte.39

37 Norddeutsches Echo, 14.02.1950.
38 Vgl.H.Weber, „Weiße Flecken" in
der Geschichte, Frankfurt/M 1989,
5.73; Hans Kluth, Die KPD in der
Bundesrepublik,Köln1959, 5.127 f.
39 Norddeutsches Echo, 4.04.1950.
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Die KPD kam inzwischen ihrer „internationalenPflicht",
wenn auch mit Verspätung,nach:Der Kampfum die „Reinheit
der Partei" weitete sich aus. Von der 1949 in der KPD einset-
zenden „Säuberung" wurden bald nicht nur Mitglieder betrof-
fen, die die Autorität J. W. Stalins anzweifelten oder die „na-
tionale Politik" in Frage stellten, sondern auch Genossen mit
„dunklenPunkten" in ihrer Parteivergangenheit;40 dazu zähl-
ten jene Mitglieder, dievor 1933 oder auchdanach sich irgend-
welcher „Abweichungen" schuldig gemacht oder gar Opposi-
tionsgruppen (z. B. der KPO) angehörthatten. Ihnennützte es
auch nichts, wenn sie sich bei der „Säuberung" hervortaten,
„Parteifeinde" entlarvten und sich hinter die „nationale Poli-
tik" stellten. Äußerungen, Unterlassungen, Mängel, für die
man sie verantwortlich machte, wurden — „prinzipiell" gedeu-
tet und überhöht — zu Vorwänden beißender Kritik und zur
Begründung von AbsetzungenoderParteiausschlüssen.

Schließlich wurden ganze Kategorien von Mitgliedern der
Führung suspekt. Nach Titos Bruch mit Stalin genügte es, in
jugoslawischer Kriegsgefangenschaft gewesen zu sein, um von
Funktionen ausgeschlossenzu werden. Als unsichere Kantoni-
sten und potentielle Risikofaktoren galten auch Mitglieder, die
in westlicher Emigration gewesen waren. Über den Grad der
Zuverlässigkeit wurde außerhalb der statuarisch festgelegten
Institutionen und Regeln der KPD und unter Ausschluß der
Parteiöffentlichkeitin der Kaderabteilung im Hause des SED-
Zentralkomitees entschieden, was die Vorgänge undurchsichtig
undgespenstischmachte. DerKPDblieb nur der Vollzug.

Am Vortag der Konferenz hatte mich Max Reimarm zu ei-
nem Gespräch nach Frankfurt/Meingeladen. Der Zufall wollte
es, daß ich die Reise gemeinsam mit dem Hamburger Landes-
vorsitzenden WilliPrinz antrat; wir teilten uns ein Schlafwagen-
abteil. Wir diskutierten bis tief in die Nacht. Ich hatte das
Gefühl, der ältere Genosse wollte mich verunsichern: Früher
oder später „geschaßt" zu werden, das sei das Schicksal eines
jeden Parteifunktionärs, da könneman sich drehen und wen-
den, wie man will, das bliebe einem nicht erspart. Der Kölner
war zehn Monate zuvor von der Parteispitze an die AIster ge-
schickt worden, hatte dort die Leitung übernommen undschon
etliche ältere Genossen als „Parteifeinde" entlarvt und zur
Strecke gebracht. Sein Zynismus befremdete mich und blieb
mir unerklärlich,da ich nicht wußte, was nur den älteren, mit
der ungeschriebenen Parteigeschichte vertrauten Funktionären
bekannt war: Prinz hatte vor 1933 einer ultralinken Gruppe
umHeinz Neumann undHermann Remmele angehört,die Sta-
linschen „Säuberungen" nicht überlebte. Vielleicht wußte er
auch Näheres über das Schicksal Kurt Müllers, der bereits
„geschaßt" war und, wie später bekannt wurde, in Ostberlin
verhaftet und von einem sowjetischen Militärtribunal zu 25
Jahren Arbeitslager verurteilt wurde. Max Reimarm hingegen
verstand es, mich nach dieser deprimierenden Nacht „aufzu-
bauen", meine Selbstzweifel zu zerstreuen und mir Mut zu
machen. Natürlich empfand ich es auch als eine hohe Aus-
zeichnung, in den Stand der „Berufsrevolutionäre"erhoben zu40 MaxReimarm, Anm.3s
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werden. Der Mutter, die meine politische Entscheidung nicht
verstand, auf ihren Sohn nur Unbill zukommen sah und der
Meinung war, ich hätte zuerst etwas Ordentliches lernen sollen,
zitierte ich aus Konstantin Fedins Revolutionsroman „Ein un-
gewöhnlicherSommer": „Und ein Politiker kann wohl nichts?
Eine Gesellschaft aufbauen, eine neue Welt schaffen, das Le-
ben umgestalten, das soll kein Berufsein?" Fedin hatte seinen
Helden bescheiden hinzufügen lassen: „Vorerst lerne ich noch
das Handwerk, dieMenschen zu lenken, unddas ist mein Be-
ruf. Aber ich weiß, daß dieses Handwerk zur Kunst erhoben
werden kann. ... Und wenn ich gelernt habe, die neue Gesell-
schaft aufzubauen, werde ich alleSchaffensfreude einesKünst-
lers erleben." So sah auch ich mich alsLernender am Werk —
vonnunan verantwortlicher Stelle.^

Am14. April 1950 traten 161 Delegierte aus allenKreisen des
Landes inKiel zu zweitägigen Beratungen zusammen; sie ver-
traten knapp 10.000Mitglieder. Fritz Sperling, der KurtMüller
bereits als stellvertretenden Parteivorsitzenden abgelöst hatte,
überbrachte die Grüße Max Reimarms, entschuldigte dessen
Fernbleiben und beschwor die Versammelten, die außerordent-
lichgespannte internationale Lageunddie daraus erwachsende
Kriegsgefahr zu erkennen: „Ihr müßt kämpfen, kämpfen für
die Erhaltung des Friedens, wie es die Genossen der ganzen
Welt tun." Albin Stobwasser nahm in seinem Referat selbstkri-
tisch zu den Versäumnissen des Landesvorstandes Stellung,
forderte, „in der Partei Zehntausende junger Funktionäre zu
entwickeln"und unterbreitete Vorschläge für die „Verstärkung
des Sekretariats des Landesvorstandes". Ich hatte über die
nächsten Aufgaben gesprochen. Dennoch wird der Vorschlag
Albin Stobwassers, ihn durch mich zu ersetzen, die meisten
Delegierten überrascht haben. Das hindertesie nicht, mich ein-
stimmig zu wählen;sie vertrauten derKaderauswahlder Partei-
spitze. Meine beiden Vorgänger in dieser Funktion wurden
„dem Parteivorstand zur Verfügung" gestellt, wie es im Konfe-
renzbericht heißt. GertrudRast hatte schon 1919 als junge Hel-
ferin RudolfLindaus zuden Gründern der Partei, Albin Stob-
wasser wie sein Stellvertreter Willi Hannemann und Hein
Meynhatten zu den„jungenMännern" Thalmanns gehört, mit
mir war ein Mann der Kriegsgeneration an die Spitze der Land-
esorganisation gestellt worden. Das auch mir von Willi Prinz
prophezeite „Geschaßtwerden" erlebte ich erst acht Jahre spä-
ter. Mein Ausschluß aus dem Zentralkomitee der inzwischen
verbotenen Partei wurde der Mitgliedschaft als ein warnendes
Beispielüber den„Freiheitssender904"mitgeteilt.

Die dem neuen Landesvorsitzenden ein wenigpeinliche Tat-
sache, daß ererst 24 Jahre alt und nachdendamaligen Wahlge-
setzen noch nicht wählbar war, führte bei der Aufstellung des
Spitzenkandidaten zur bevorstehenden Landtagswahl zu einer
Kontroverse: SollteHein Meyn als stellvertretender Landesvorsit-
zender oder der landesweit bekanntere Hugo Bischof —

er hatte
dem ersten von der Militärregierung ernannten Kieler Landtag als
Vizepräsident angehört — dendem Gen. K. W. zustehendenPlatz
einnehmen? Das hierarchischePrinzipgab den Ausschlag. 41 Rückblickelt, 5.112
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Dem Landessekretariat gehörten außer dem Vorsitzenden
acht weitere Genossenan. Von den „Altkommunisten"zählten
HeinMeyn, AlbertOllrogge, Jule Jürgensen dazu und als älte-
ster der 58jährigeElmshorner Hugo Bischof, dessenpolitische
Erfahrungen bis indie Kaiserzeit zurückreichten. Mit Herbert
Manske, einem Schneider aus Neumünster, war einaus sowjeti-
scher Kriegsgefangenschaft heimgekehrter ANTIFA-Schüler
ins Sekretariat aufgenommen worden. Das Landessekretariat
war nach des Schneiders Rückkehr aus der UdSSR von der
Kaderabteilung desParteivorstandes vor die Wahl gestellt wor-
den, den ANTIFA-Schüler nach Kielzuholen oder ihnder Zen-
trale zur Verfügung zustellen.

Beiden ANTIFA-Schülern handeltees sich um einebesonde-
reKategorie von Kadern. Sie legten sichpolitisch fest, bevor sie
Gelegenheit hatten, sich bei den 1946 zugelassenen Parteien
umzusehen, ihre Versammlungen zu besuchen, sich mit ihren
politischen Angebotenauseinanderzusetzenund vor allem ihre
Politik an den eigenen Zielen und Interessen zu messen. Mir
fiel auf, daß sie mit unrealistischen Vorstellungen —

was die
Kräfteverhältnisse in der Bundesrepublik, die Situation und
die Aussichten der KPD betraf —

aus der sowjetischen
Kriegsgefangenschaft heimkehrten. Sie schienen sich eines be-
sonderen Vertrauens sicher zu sein, was ihre Förderung von
oben bestätigte. Nicht wenige zeigten sich darum auch überle-
gen. Falsch ist m.E. die Annahme, daß es sich vorwiegend um
Opportunisten handelte. Wer aus rein opportunistischen Grün-
den ANTIFA-Schüler geworden war und nicht „Feuer gefan-
gen" hatte, ließ sich nach seiner Rückkehr aus derKriegsgefan-
genschaft erstgarnicht vonderKPD erfassen.

Die Parteiführung hatte sich auf der 14.Parteivorstandssit-
zung über den Zustand der Partei alarmiert gezeigt: „Unsere
unteren Einheiten sind in ihrer überwältigenden Mehrheit
nicht operationsfähig", teilte Fritz Sperling als Erkenntnis aus
einer Mitgliederkontrolle mit und fragte: „Wie aber, Genossin-
nen und Genossen,soll unsere Partei dieMassen führen, wenn
die Grundeinheit nicht operationsfähig ist." Der Parteivorstand
hatte „Richtlinien zur Vorbereitung und Durchführung von
Neuwahlender Parteileitungen"beschlossen.

Der „Kampf gegenParteifeinde" ging derweil verstärkt wei-
ter. Bereits im Mai entfernt der Parteivorstand, an dessen Ta-
gungennun auch der neue Landesvorsitzende teilnimmt,Fritz
Sperling und weitere Mitglieder aus seinen Reihen. Der Ham-
burger Landesvorsitzende Willi Prinz, der den Gen. K. W. mit
seiner zynischen Philosophie vom unvermeidlichen „Geschaßt-
werden" irritiert hatte, wird im Februar 1951 auf einer Partei-
vorstandssitzung, die im mecklenburgischen Löwenbergstatt-
findet, verhaftet unddrei Jahre lang inder DDRhinter Gittern
gehalten. Ohne spektakuläre Verdächtigungen und Anklagen
fand auch in Schleswig-Holstein eine weitere Verjüngung des
Landessekretariats statt. Die Alten schieden aus, Jule Jürgen-
sen wurde Leiter der Landwirtschaftsabteilung des PV und
Hugo Bischof siedelte indieDDR über, Albert Ollroggekehrte
nachLübeck zurück. Hein Meynblieb als einziger der älteren
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Generation imKreis der Jungen. Auchin anderenLandesorga-
nisationen und in der Parteiführung vollzogen sich ähnliche
Prozesse. Nicht lange, unddiealtenKader waren in denLeitun-
geninder Minderheit.

Abgesehen davon, daß mir angesichts der Methoden unserer
Gegner „Wachsamkeit" geboten schien, erleichterte mir ein
anderer Umstand, den von der Parteiführung getroffenen Ur-
teilen und ihrer Vollstreckung zuzustimmen: Die Betroffenen
waren mir nur flüchtig bekannt. So jung wie ich war, hatten
wir keine gemeinsame Vergangenheit, die uns hätte binden
können.Anders im Falle Hein Meyns: Nachdem im Spätsom-
mer 1952 „dieMeyn, Manske, Motzner" ihrer Funktionen ent-
hoben wurden41,habe ich mich für den mir vertrauten und eng
verbundenen Hein Meyn eingesetzt und solange seineRehabili-
tierung gefordert, bis sie 1954 einschränkungslos erfolgte —
ohne daß mir daraus ein ernster Vorwurfgemacht wurde. Die
obersten Kaderhüter, so muß ich annehmen, zählten mich zu
denen, „dieman noch in der Arbeit, imKampf erziehen muß"
und eine gewisse Nachsicht verdienten. Auch als ich mich auf
der erwähnten Parteivorstandssitzung im Februar 1951 gegen
den Beschluß gewandt hatte, mich als Landesvorsitzenden
nach Hessen zu schicken, war ich mit einer energischen Straf-
predigt Max Reimarms davongekommen, in der er mir vor-
warf, noch nicht verstanden zu haben, was „demokratischer
Zentralismus"bedeutet.

Ich hatte lediglich beantragt, den Beschluß in einen Vor-
schlag an die hessische Landesorganisation umzuwandeln, den
Gen. K. W. auf der bevorstehenden Delegiertenkonferenz zum
Vorsitzenden zu wählen. Während ich „versetzt" wurde, wur-
den aufdieser Tagungfünf Landesvorsitzende wegen Opportu-
nismus und Sektierertum „geschaßt", zu ihnen gehörte auch
Oskar Müller, Arbeitsminister in der ersten hessischen Nach-
kriegsregierung und Abgeordneter des ersten Deutschen Bun-
destages. Erhalfmir, in derhessischen Landesorganisation Ver-
trauen zu gewinnen. Wir traten auf großen Kundgebungen
gemeinsam auf, wobei ich dem angesehenen Antifaschisten
den Vortritt ließ.

Auch wer sich bei den „Säuberungen" nicht hervortat, oder
wie ichals Landesvorsitzender ineinigen Fällen zentrale „Maß-
nahmen" unterlief, wurde dennoch mitschuldig an den Krän-
kungen ehrlicher Menschen und mitverantwortlich für dieFol-
genimkleinen wie imgroßen.

Diese Entwicklungist nur im Zusammenhang mit der histo-
rischenSituation verständlich, konkret dem Beginndes Kalten
Krieges, mit dem eine erneute gesellschaftliche Ausgrenzung
und Verfolgung der Kommunisten begann, an denen auch die
Geheimdienste der westlichen Besatzungsmächte mit den in
ihrem Metier weltweit angewandtenMethoden der Zersetzung
beteiligt waren. Ich war 1947 voneinem jungenbritischen Offi-
zier aus dem Stabe des Stadtmajors Sullivansehr freundschaft-
lich angesprochen worden: Wir seien doch beide jung, die Zei-
ten seien unsicher, vieles sei offen, wir sollten uns gegenseitig
informieren. « WieAnm.l2, 5.106.
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Dem setzte das Zentrum der kommunistischen Weltbewe-
gung — sprich W. J. Stalin und sein Führungsapparat — eine
Disziplinierung auch der im Lager des Gegners agierenden
kommunistischen Parteien entgegen. Der dabei verwendete
Begriff „innerparteiliche Auseinandersetzung" trifft nicht
ihren Charakter, suggeriert er doch die Vorstellung von poli-
tischer Debatte,die es in Wirklichkeit nicht gab.Die vorgegebe-
ne „Linie" galt als absolut richtig, sie stand nicht zur Diskus-
sion, sondern wurde vermittelt; wo sie in Zweifel gezogen wur-
de, galt es, „ideologische Schwächen" zu überwinden, „bürger-
liche Ideologie" zu eliminieren und mögliche „Feinde" zu ent-
fernen.

Einen dritten Weg sahen wir nicht. Was die Gewerkschaften
„Restauration" nannten und in ihrem Grundsatzprogramm
von 1963 als „Wiederherstellung der alten Besitz- undMacht-
verhältnisse" beschrieben, die gleichzeitige Wiederindienst-
nahme von NS-Juristen, -Militärs und -Geheimdienstler und
anderer ehemaliger Stützen des NS-Regimes, die mit dem
„Wirtschaftswunder" verbundene Ellenbogenmentalität und
soziale Differenzierung, das alles bestärkte uns junge Weltver-
besserer eher in unseren Vorstellungen, als es uns für eine par-
lamentarische Demokratie gewinnen konnte, deren Bewährung
noch ausstand; die Anstöße der 68er Studenten lagen noch in
weiter Ferne. Hinzu kam, daß wir den Staatsapparat und die
Medien auf eine Weise erlebten, die wenig geeignet war, uns
von den Vorzügen der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung zu überzeugen; wir fühlten uns als Freiwild jeder Ver-
leumdung und Willkür ausgesetzt. Ich war gerade ein halbes
Jahr in meiner Funktion, als die Presse von einem geplanten
Aufstand berichtete, für dessen Vorbereitung die „schleswig-
holsteinische KP"an „ominöse,L-K-Leiter'"Direktiven ausge-
geben habe. In ihnen war von Alarmübungen undAufmarsch-
plänen die Rede, von Signalen für den O-Tag, von einer mög-
lichen Gefährdung des Lebens von „MillionenPatrioten". Lan-
desinnenminister Pagel hatte keine Zweifel an der Echtheit der
Pläneund befand:„Es muß jetzt gehandelt werden."** Einesol-
che Ankündigung ließ uns Haussuchungen, Festnahmen, Zei-
tungsverboteerwarten.

An der Sozialdemokratie nahmen wir nur den scharfen
Antikommunismus Kurt Schumachers wahr und jene Folgen,
die auch der SPD-Parteivorstand undParteiausschuß im April
1948 einräumte: „Die SPD sei sich bewußt, daß starke reaktio-
näre Kräfte bemüht seien, im Zeichendes notwendigenKampf-
es gegen denKommunismus ihre eigenen, nicht weniger volks-
feindlichen Ziele durchzusetzen und dadurch ihre politische
Machtstellungenzurückzugewinnen undzubehaupten."**

Die Aufgabe, dieLeitungen auf allen Ebenen zu verjüngen,
bestand auch für die SPD. Solange die Atmosphäre innerhalb
der Parteien und ihr äußeres Bild allein vonFunktionärender
Weimarer Zeit geprägt wurden,konnten sie nennenswerte Teile
der nachgewachsenen Generation nicht für sich gewinnen.45

Das Ergebnis der Verjüngung hing jedoch von der Politik und
dem Selbstverständnis der beiden Parteien ab. Während die

43 Der Spiegel, Hamburg,
6.12.1950.
44 Franz Osterroth/Dieter Schuster,
Chronik der deutschen Sozialdemo-
kratie, Hannover 1963, S. 426.
45 Vgl. Die Fallstudie: Everhard Holt-
mann, DieneuenLassalleaner, in Von
Stalingrad zur Währungsreform, Zur
Sozialgeschichte des Umbruchs in
Deutschland, München 1988.
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SPD sich damit den Weg zu einer linken Volkspartei ebnete
und mehrheitsfähig wurde, wurde in der KPDmit Hilfe junger
Kader ein von anderen Zielen bestimmtes Parteimodell durch-
gesetzt.

Die jungen Genossen meiner Generation hatten, auch wenn
sie antifaschistischen Elternhäusern entstammten, eine Prä-
gung erfahren, die uns geeignet machte, die „Partei neuen Ty-
pus" durchzusetzen, einer Partei, in deren Richtlinien es hieß:
„Die eiserne Disziplin ist undenkbar ohne die Einheit des Wil-
lens, ohnedie völligeundunbedingte Einheit desHandelns al-
ler Parteimitglieder"*6 Wir hatten uns als Heranwachsende den
Einflüssen der NS-Wirklichkeit ebensowenig entziehen kön-
nen, wie wir Gelegenheit hatten, demokratische Umgangsfor-
men, Toleranz und Kompromißbereitschaft einzuüben. Ich
zum Beispiel war zehn Jahre lang ein Kommandierter, war im
„Jungvolk", in der „Hitlerjugend", im „Reichsarbeitsdienst"
gedrillt worden, war der Kriegsdisziplin als Jungkanonier in
einer Flakbatterie und als Infantrist an der Ostfront unterwor-
fen gewesen, hatte nicht nur gehorchen, sondern auch befehlen
gelernt. Selbst die Schulen, die wir besucht hatten, waren dar-
auf ausgerichtet gewesen, weniger Köpfe als vielmehr Kerle
heranzubilden. Wir waren darum eher geneigt, eine
Organisationsstruktur zu akzeptieren, die einem Schwertorden
ähnlicher war als einer demokratisch verfaßten Partei, konnten
uns leichter in die „Armee des großen proletarischen Strategen,
dieArmeedes GenossenLenin" (J. W. Stalin) einordnen.

Im Widerspruch dazu stand das ungute Gefühl, das ich al-
lem gegenüber hatte, was mich an NS-Bräuche erinnerte. Ich
erlebte entsetzt, wie die FDJ anläßlich ihres Parlaments der
Jugend1949 in Leipzig ihre Marschkolonnen mit den gleichen
Landsknechtstrommeln im Gleichschritt hielt, die mir schon
im „Jungvolk" den Schritt angegeben hatten, mich irritierten
dieMelodien der Arbeiterlieder, zu denen ich ganz andere Tex-
te hatte singen müssen; das hierarchische Gehabe mancher
Funktionäre empfand ich unangenehm, der Stimmungsrausch
bei Stalinfeiern war mir unheimlich, trotz der uneingeschränk-
ten Hochachtung, die ich vor dem „weisenFührer der Völker"
hatte, so etwa, wenn ein Chor das von Erich Weinert nachge-
dichtete „Liedauf Stalin"sang:„Ewigkeimen wird der Same /
Ewig grünen wird das Feld / Wie die Sonn' wird Stalins
Name / Ewig scheinen aufder Welt." Für meinen Respekt vor
der Partei und meine jugendlicheUnsicherheit spricht, daß das
Unbehagen in mir wenigerKritik an diesem Stil und Kult aus-
lösteals vielmehr dieFrage, ob ich nochzusehr meinerbürger-
lichen Herkunft verhaftet bin, um die Hochgefühle meiner
Mitstreiter zu teilen.

Zu den ersten Aufgaben des im April 1950 gewählten neuen
Landesvorsitzendenund seines Sekretariats gehörtendie Neu-
wahlen der unteren Parteileitungen. Anfang Mai sprach der
Gen. K. W. dazu auf einer Parteiarbeiterkonferenz: „Unser
Wissen gibt uns Mut."*1 In ihr kommt das Selbstverständnis
der Kommunisten zum Ausdruck, die Überzeugung, „daß die
Stärke der Gewerkschaften, die Stärke der Nationalen Front

46 Richtlinien:Die Rolle undder Auf-
bau der KPD, herausgegeben vomPV
der KPD, 0.J., zit. nach Hans Kluth,
5.60.
47 NorddeutschesEcho,9.05.1950.
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und die Stärke der Friedensbewegungabhängt von der Stärke
der Arbeiterklasse und ihrer Partei, der KPD." Die Kraft der
Partei aber hänge von ihrer Einheit und Geschlossenheit,ihrer
ideologischenFestigkeitund Disziplinab.

Mir kam zugute, daß ich inder bedeutendstenKieler Grund-
einheit, der mitgliederstarken Betriebsgruppe der Howaldts-
werft, trotz meiner Jugendund der Tatsache, daß ich kein Ar-
beiter war, Sympathien besaß. Auf der ersten Mitgliederver-
sammlung nach meiner Wahl forderte ich die Genossen auf,
mir die Jahre ihrer Mitgliedschaft zu nennen, addierte sie und
bat darum, mir die vielhundertjährigen Erfahrungen zur Ver-
fügung zu stellen. Ich fuhr auch in meiner neuen Funktion
fort, mich an der „Kleinarbeit"der Betriebsgruppe zu beteili-
gen, ließ mich von den Schiffsbauern besonders in Fragendes
gewerkschaftlichen Kampfes, bei der Einschätzung des Be-
wußtseins derArbeiter undder WahlgeeigneterLosungenbera-
ten. Es gab andere Fragen, in denen ich ihnen gegenüber die
„Linie"durchsetzte. Das galt vor allem für die gerade in Kiel
heftig umstrittene „NationaleFrage". Ein von mir oft zitiertes
Wort Johann Gottlieb Fichtes aus der Zeit napoleonischer
Fremdherrschaft — ich habe es später auch einem Kandidaten-
brief vorangestellt — wird den Schiffbauern befremdlich ge-
klungen haben: „Und handeln sollst Du so /Als hinge von
Dir / Und deinem Tun allein /Das Schicksal ab der deutschen
Dinge, / Und die Verantwortung war' dein." Sie drückten ihr
Unbehagen nicht so deutlich aus, wie der KPD-Landesvorsit-
zende in Württemberg-Baden Robert Leibrand — „Ich habe
das Wort .deutscher Patriot' noch nie in den Mund genom-
men" Ich erinnere mich nur an ein lakonisches „Dat hebt wi
lang genog hört!"Im Unterschied zu mir hatten die älteren
Genossenmit den patriotischen Begriffen, indie die „nationa-
le Politik" gekleidet wurde, ihre Schwierigkeiten. Sie sahendar-
ineine Abkehr vomKlassenkampfund Internationalismus.48

Doch auch nachdem Max Reimarm die „nationalePolitik"
durchgesetzt hatte, kam die KPD mit ihr nicht zum Zuge. Die
beabsichtigte „Remilitarisierung" stieß zwar auf starkenWider-
stand, führte zum Rücktritt von Adenauers Innenminister Gu-
stav Heinemann und einer ernstzunehmenden „Ohne-uns"
Bewegung,der Gedankeeinesneutralendeutschen Gesamtstaa-
tes fand darüber hinaus zwar auch bei Persönlichkeiten und
Bürgern außerhalb der KPDResonanz,doch wurde der Patrio-
tismus von den Kommunisten in gleichem Maße überschätzt,
wie sie die Vorbehalte gegen ihre Partei unterschätzten. Nach
der Währungsreform und dem Beginn des „Wirtschaftswun-
ders" trat für die Mehrheit der Menschen ohnehin das Bemü-
hen in den Vordergrund, ein möglichst großes Stück vom
„Wohlstandfür alle" (LudwigErhard) abzubekommen. Der la-
tente Antikommunismus bekam durch die Vorgänge im Osten
Europas ständig neue Nahrung, den „staatstragenden Par-
teien" war es ein leichtes, sich seiner zur Legitimation ihrerPo-
litik zu bedienen. Die „nationale Politik" mußte unter diesen
Umständen scheitern.

Da die westdeutschenKommunisten Verfolgte blieben, blie-

48 H.Weber führt die Störungder „na-
tionale[n] Identität der deutschen
Kommunisten" nicht zuletzt auf die
erbarmungslose Verfolgung und Iso-
lierung im Dritten Reich zurück. Wie
Anm. 5.29.
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ben sie auch in ihrer großen Mehrheit vor der Versuchungbe-
wahrt, Macht zu mißbrauchen und sich zu bereichern. Gleich-
zeitig luden sie sich in ihrer Vorstellung eine Verantwortung
auf, die von jedem Mitglied äußersten Einsatz erforderte, un-
geachtet der Nachteile und Bedrängung, denen sie bereits wie-
der ausgesetzt waren. Ob dieser Einsatz dazu beigetragen hat,
daß der kalte Krieg nicht in einen heißen umschlug und dem
Wettrüsten Grenzen gezogen wurden, wieweit die westdeut-
schen Kommunisten als aktive Gewerkschafter halfen, die so-
ziale Komponente unserer Ordnung zu stärken, das wird sich
exakt nicht errechnen lassen; auf jeden Fall waren ihre An-
strengungen darauf gerichtet. Mit ihrem Versuch, eine bessere
Gesellschaft zu schaffen,und ihren Hoffnungen auf den „rea-
len Sozialismus" sind sie gescheitert. Insofern hatte sich der
geflohene Heimkehrer am 19.August 1946 auf einen Holzweg
begeben; er führte nicht in eine von Ausbeutung, Unterdrük-
kungundKriegen freie Gesellschaft.Sie steht nochaus.
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